
Wieso  ist  der  Rechtsruck  im
Osten besonders stark?
von Jonathan Frühling

„Der  Rechtsruck  ist  bloß  ein  Phänomen  des  Ostens!“  wäre  wohl  die
Folgerung  aus  den  ständigen  Witzen  und  Beiträge  über  die  Rechte  in
Ostdeutschland. Das entspricht jedoch nicht der Wahrheit,  denn auch im
Westen gibt es wachsende Probleme mit Nazis, AfD & Co! Hingegen stimmt
es aber, dass die Rechten in Ostdeutschland stärker als in Westdeutschland
sind.  So  hatte  die  AfD bei  den Bundestagswahlen 2017 im Osten (ohne
Berlin) jeweils um die 20% der Stimmen bekommen; im Westen waren es
„nur“ um die 10%. In Dresden ist die PEGIDA-Bewegung ansässig, die zu
Spitzenzeiten zehntausende Rassist_Innen auf die Straße brachte. Bis die AfD
kam, saß die NPD sogar in Mecklenburg-Vorpommern im Landtag. Ebenso
sind Nazikameradschaften und rechte Fußballfankultur vermehrt im Osten
anzutreffen und die rechte Gewalt ist in den östlichen Bundesländern pro
Einwohner oft 3-5 mal höher als im Westen. Woher kommt das?

Wirtschaftliche Lage im Osten
Die  Wiedervereinigung  war  für  die  Wirtschaft  in  der  DDR  eine  totale
Katastrophe. Profitieren sollte davon nämlich vor allem der Westen. Genauer
gesagt:  Die  westdeutsche  Bourgeoisie.  Sie  eignete  sich  die  profitablen
Firmen  an  und  erschloss  mit  ihren  Produkten  den  Absatzmarkt  in
Ostdeutschland. Selbst profitable Unternehmen, wie z.B. das Kohlekraftwerk
„Schwarze Pumpe“ wurden abgerissen, damit Firmen aus dem Westen den
Markt  bedienen  konnten.  Die  Wirtschaftsleistung  der  DDR sank  deshalb
Anfang der 90er um ca.  35%. Dies befeuerte die Abwanderung aus dem
Osten massiv und sorgte dafür, dass bis Mitte der 90er Jahre 1,4 Millionen
Leute  aus  dem  Osten  in  den  Westen  gingen.Bis  heute  hat  sich
Ostdeutschland  nicht  von  diesem  wirtschaftlichen  Schock  erholt.  Die
Arbeitslosigkeit liegt mit 9,2 % immer noch fast doppelt so hoch wie im
Westen (5,7%). Auch die Armut wächst in Ostdeutschland schneller als im
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Westen. Die Zahl der Erwerbstätigen im Osten hat erst 2004 ihren Tiefpunkt
erreicht und konnte bis heute nicht mehr auf das Niveau der DDR steigen.
Die Löhne sind ca. 20% niedriger als in den alten Bundesländern. Selbst die
Lebenserwartung ist im Osten geringer als im Westen. Doch die Stärke der
Rechten muss auch politisch erklärt werden. Der Stalinismus war vielen in
der DDR verhasst. Die offensichtlichen Privilegien der Bürokrat_Innen und
die gesellschaftliche Kontrolle durch die Polizei taten dort ihren Dienst. Nach
dem  Zusammenbruch  wandten  sich  die  Menschen  trotz  der  schlechten
wirtschaftlichen  Lage  von  der  DDR  ab,  da  diese  eben  auch  auf  der
ökonomischen  Ebene  abgewirtschaftet  hatte.  Zudem  wurde  der
Nationalismus von der Wiedervereinigung befeuert, woran sich die Leute in
ihrer verzweifelten Situation klammerten. Dies ist auch der Weg, mit dem die
AfD und andere rechte Gruppen auch heute noch versuchen, die Menschen
um sich zu scharren.

Schwäche der Linken
Bis zum heutigen Tage findet aber auch noch eine zweite wichtige politische
Entwicklung im Osten statt: Das Versagen des Reformismus. In den beiden
rot-roten  Regierung  in  Berlin  von  2001-2011  wurden  die  Schulden  der
Bankengesellschaft  Berlin  auf  die  Steuerzahler_Innen umgelegt,  massiven
Angriffe auf den öffentlichen Dienst gefahren und massenweise staatliche
Wohnungen abgestoßen. Momentan erleben wir übrigens eine Wiederauflage
dieser Politik. In Brandenburg hat die Linkspartei ihre Oppositionspolitik wie
so  oft  als  Regierungspartei  in  ihr  Gegenteil  verkehrt.  Gegen
Braunkohleabbau  und  repressive  Polizeigesetze  wetterte  man  in  der
Opposition, führte jedoch beides weiter, sobald man an der Regierung war.
Deshalb wird die Linkspartei im Osten schon seit Jahren als keine richtige
Alternative  gesehen.  Ähnliches  gilt  für  die  SPD.  Gerade  auch  durch  die
Regierung Schröder verlor die SPD massiv an Rückhalt im Osten, sodass sie
in  den neuen Bundesländern in  dieser  Zeit  teilweise  fast  16% einbüßte.
Grund waren die Kriege im Kosovo und Afghanistan, die Fortsetzung der
Nutzung von Atomstrom und die Einführung der Agenda 2010, die die Anzahl
der Armen in Deutschland explodieren lassen hat. Auch die Gewerkschaften
haben in der DDR abgewirtschaftet. Nach der Wende traten die Hälfte der



Arbeiter_Innen in  den DGB ein.  Da der  DGB aber  nicht  viel  gegen den
wirtschaftlichen Verfall  ausrichten konnte,  traten fast  die  Hälfte  der  4,2
Millionen Mitglieder nach kurzer Zeit wieder aus dem DGB aus. Seitdem
haben  die  Gewerkschaften  unzählige  Male  die  Schließung  von  Werken
mitgetragen  oder  verkauften  Streiks.  Eine  weitere  große  Austrittswelle
musst der DGB nach dem abgebrochenen Kampf um die 35-Stunden-Woche
2003 hinnehmen.  2012 lag der  Organisierungsgrad der  Beschäftigten im
Osten nur noch bei 17,2 %. Da also die reformistische Linke so kläglich
scheiterte,  haben  die  Rechten  leichtes  Spiel,  mit  ihren  rassistische
Erklärungen für diese miserable Lage Erfolg zu haben und den Wut der
Menschen zu bündeln, ohne dabei wirklich ihre Lage verbessern zu können
oder zu wollen! Der massive Rechtsruck in den neuen Bundesländern ist also
keine  Entwicklung,  die  nur  an  der  Vergangenheit  während  der  DDR
festgemacht werden kann oder daran liegt dass die Leute „dümmer“ sind.
Entscheidend  ist  vielmehr  die  Vergangenheit  Ostdeutschlands  seit  der
Wiedereinführung des Kapitalismus, von dem sich die Region nicht wieder
erholt hat. Ebenso hat der jahrelange soziale Ausverkauf  dazu geführt, dass
die Menschen den Glauben an die politischen Kräfte verloren haben. Deshalb
kann nur ein entschlossene revolutionäre Linke, die hält, was sie verspricht,
eine Perspektive gegen die Misere seit der Einheit darstellen!

 

 

 

 



Algerien-  ein  Volksaufstand
gegen das alte Regime
 

von Mo Sedlak, zuerst veröffentlicht auf http://arbeiterinnenmacht.de/

Es gibt Marionettenregierungen, und dann gibt es Abd al-Aziz Bouteflika. Der
algerische Präsident kann seit einem Schlaganfall 2014 nicht mehr sprechen
und  ist  ein  offensichtlich  machtloses  Feigenblatt  der  herrschenden
algerischen  Eliten.  Trotzdem  wurde  er  am  22.  Februar  für  eine  fünfte
Amtszeit aufgestellt. Dieser Tropfen hat das Fass in Algerien zum Überlaufen
gebracht: Seitdem gehen Millionen auf die Straßen. Sie kämpfen gegen weit
mehr als die mittlerweile zurückgezogene Kandidatur, nämlich gegen extrem
ungleich  verteilten  Reichtum  und  eine  kaum  versteckte  Diktatur  von
MilliardärInnen,  ManagerInnen  und  Militärs.

Charakter, Erfolg, Aufgaben
Die bisherigen Erfolge der algerischen Bewegung unterstreichen die zentrale
Rolle  der  ArbeiterInnen  und  Jugendlichen  in  sozialen  und  politischen
Kämpfen. Die Mehrheit der Bevölkerung ist jünger als 30 Jahre. Sie hatte die
Massendemonstrationen dominiert.  Und obwohl Teile der Gewerkschaften
der herrschenden Nationalen Befreiungsfront FLN die Treue halten, wurde
Bouteflikas  Kandidatur  genau am 11.  März  zurückgezogen,  nachdem die
Kampagne  für  einen  Generalstreik  immer  mehr  Fahrt  aufnahm.  Dafür
wurden die Wahlen auf unbestimmte Zeit verschoben, was die Bewegung
weiter  anstachel t .Auch  die  VeteranInnen  der  a lger ischen
Befreiungsbewegung  aus  den  1960er  Jahren  mobilisieren  gegen  die
herrschende  Ein-Parteien-Ordnung,  die  den  Namen  der  antikolonialen
KämpferInnen,  der  FLN  für  sich  beansprucht.  Aber  auch  Teile  der
KapitalistInnen und des  Staatsapparats  haben sich  von ihrer  ehemaligen
Marionette distanziert. Kleine Gewerbetreibende nahmen am Generalstreik
am 22. März teil und der Armeechef verkündete, das Militär werde auf Seiten
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der protestierenden Bevölkerung stehen. Das ist natürlich unrichtig – die
Freitagsdemonstrationen richten sich gegen das ganze herrschende System
aus OligarchInnen, ÖlmanagerInnen und Staatsapparat. Es zeigt aber, wie
vie l  Angst  d ie  Generalstreikforderung  und  die  anhaltende
Massenmobilisierung den Herrschenden einjagt. Die Bewegung in Algerien
ist  ein  Massenaufstand  gegen  ein  System,  das  exemplarisch  für  den
kapitalistischen  Imperialismus  steht.  Trotz  der  Weigerung  der
Gewerkschaften  und  des  Unvermögens  der  Linken,  die  Bewegung
anzuführen,  treiben  Jugendliche,  ArbeiterInnen,  Arme  und  unteres
Kleinbürgertum  den  Kampf  voran.  Mit  ihren  weitestgehend  friedlichen
Massendemonstrationen  haben  sie  dem  Regime  bereits  Niederlagen
zugefügt.

Gleichzeitig  fehlt  eine Organisierung,  die  mehr als  die  Überwindung der
himmelschreiendsten Ungerechtigkeiten bringen kann. Die Gefahr besteht,
dass  die  Bewegung  wie  in  Ägypten,  Tunesien  und  Libyen  in  einem
konterrevolutionären Rückschlag vernichtet wird. Aber selbst wenn das nicht
eintreten sollte,  wird auch die  Einführung einer  formaleren bürgerlichen
Demokratie  die  Grundprobleme  der  Bevölkerung  nicht  lösen.  Für  eine
darüber  hinausgehende  Perspektive,  in  der  die  Macht  und  der  relative
Reichtum im Land in den Händen der ArbeiterInnen liegt,  fehlt aber die
Organisation, um sie umzusetzen. So eine Organisation zu schaffen und den
Aufstand nicht versanden zu lassen, ist heute die wichtigste Aufgabe.

Die FLN
Die  heute  herrschende  FLN  (Nationale  Befreiungsfront)  führte  den
Unabhängigkeitskampf  gegen Frankreich  an,  der  1962 gewonnen wurde.
Davor  begingen  die  BesatzerInnen  vor  allem  seit  dem  Erstarken  der
Bewegung ab 1945 brutale Massaker mit insgesamt Hunderttausenden oder
sogar mehr als einer Million Toten. Folter, Massenhinrichtungen und das
Zerstören  ganzer  Dörfer  gehörten  zur  französischen  Strategie.  Der  Sieg
gegen die UnterdrückerInnen war ein zentraler antiimperialistischer Erfolg
des 20. Jahrhunderts. Gleichzeitig etablierte sich der algerische bürgerliche
Nationalismus  als  neue  Herrschaft.  Die  heldenhaft  und  aufopfernd



Kämpfenden unter den algerischen ArbeiterInnen und Armen fanden sich in
einem nationalen Kompromiss und einer bürgerlichen Herrschaft wieder. Die
Rolle der Guerilla wurde hervorgehoben, die Arbeits-  und Straßenkämpfe
wurden dagegen heruntergespielt.

Entwicklung der Regimes
Dabei hatten sie eine zentrale Rolle gespielt:  Ab Mitte der 1950er Jahre
erschütterten eintägige Streiks die algerische Kolonie und das französische
Festland. 1955 besetzten Soldaten, die nicht gegen die algerische Bewegung
eingesetzt werden wollten, ihre Kaserne. Als die Polizei vorrückte, schlossen
sich mehrere Tausend ArbeiterInnen den Straßenkämpfen an. In Algerien
waren es  vor  allem HafenarbeiterInnen,  deren Kämpfe bis  hin  zu einem
gemeinsamen Generalstreik mit tunesischen ArbeiterInnen 1956 eskalierten.
Leider spielten linke Organisationen nicht immer eine rühmliche Rolle. Es
waren  französische  SozialdemokratInnen  der  alten  SFIO  (Französische
Sektion der ArbeiterInneninternationale, d. h. der II. Internationale) unter
Guy Mollet, die den terroristischen Ausnahmeberechtigungsakt, der Folter
und  Erschießungen  zur  Folge  hatte,  durchsetzten.  Die  Französische
Kommunistische  Partei  (PCF)  und  die  UdSSR  unter  Chruschtschow
k o o p e r i e r t e n  m i t  d e  G a u l l e  i n  s e i n e m  v e r l o g e n e n
„Selbstbestimmungsprozess“  ab  1959,  dem  noch  3  Jahre  brutaler  Krieg
folgten. Die Vierte Internationale unter Michel Pablo verharmloste derweil
die bürgerlich-nationalistische FLN-Regierung unter Ben Bella. Pablo trat ihr
sogar  als  Minister  bei,  statt  eine  unabhängige  Organisation  der
ArbeiterInnen aufzubauen und die Revolution voranzutreiben. Nach wenigen
Jahren Unabhängigkeit gelang es der FLN-Fraktion um Houari Boumedienne
und der Nationalen Volksarmee ANP 1965, die Macht in einem Putsch an
sich zu reißen. Auf den Putsch folgte ein Ein-Parteien-Regime, ein korruptes
Netz aus Staatsapparat, Ölbranche und Militär. Ab den 1980er Jahren zeigte
der  FLN-Nationalismus  sein  grausames  Gesicht,  als  der  Widerstand  der
BerberInnen-Bevölkerung  gegen  die  Unterdrückung  ihrer  nationalen
Identität  brutal  niedergeschlagen  wurde.  Ihnen  wurden  alle  kulturellen
Veranstaltungen untersagt,  der Anti-BerberInnen-Chauvinismus wurde zur
ideologischen Stütze des Regimes. 1988 kam es zu einem Aufstand gegen die



FLN, die unter dem Druck dieser Proteste Wahlen für 1991 ansetzte. Als sich
ein Sieg der islamistischen „Islamischen Heilsfront“ FIS abzeichnete, wurden
die  Wahlen  abgebrochen.  Es  kam  zu  einem  blutigen  BürgerInnenkrieg
zwischen FLN und FIS, in dem mehr als hunderttausend Menschen starben.
Es sollte nicht unerwähnt bleiben, dass die FLN selbst ab 1976 versuchte,
den  Islam in  der  Verfassung  zu  verankern,  und  damit  die  islamistische
Kanalisierung der Unzufriedenheit quasi vorprogrammierte.

Es  war  der  heutige  Marionettenpräsident  Bouteflika,  1999  vom  Militär
eingesetzt, der einen Versöhnungsprozess anstieß und die FLN-Herrschaft
stabilisierte. Ab 2002 führte er umfassende Privatisierungen durch. Damit
zerstreute  er  die  Illusionen,  die  auch  manche  Linke  in  den  angeblichen
„ArbeiterInnenstaat“  Algerien  hegten,  die  auf  nichts  mehr  als  ein  paar
Zugeständnissen  an  besonders  gut  organisierte  FabrikarbeiterInnen  und
einer  staatskapitalistischen Industriepolitik  basierten.  Nach ökonomischer
oder demokratischer Kontrolle durch die ArbeiterInnenklasse konnte unter
der FLN lange gesucht werden.

Massive Ungleichheit
In  Algerien  besitzt  das  reichste  Zehntel  der  Bevölkerung  80  %  des
Vermögens. Zum Vergleich: In Österreich, nicht gerade einem Vorreiterland,
was gleiche Vermögensverteilung angeht, sind es etwas über 50 %. Vor allem
die Renten aus dem Öl- und Gasgeschäft, das etwas weniger als ein Drittel
des Bruttoinlandsprodukts ausmacht, gehen an die mit der FLN verbundenen
Eliten. Die Arbeitslosenrate liegt bei etwa 6 %, unter Jugendlichen bei fast 24
%. Die Unzufriedenheit nimmt derweil nicht ab. Seit dem Beginn der Proteste
waren Schätzungen zufolge 10-15 Millionen auf der Straße. In Algerien leben
etwa 41 Millionen Menschen. Seit  mehreren Wochen gibt es umfassende
Bildungsstreiks.  Die  Generalstreikwelle  konnte  ursprünglich  mehrere
Hunderttausende  mobilisieren.  Auch  die  besonders  privilegierten  und
speziell von Repression betroffenen ArbeiterInnen der Ölindustrie legten die
Arbeit  nieder.  Trotzdem  dürfte  die  Streikbewegung  abschwellen,  nicht
zuletzt  weil  die Gewerkschaftsbewegung ihre teilweise Loyalität  zur FLN
nicht  abgelegt  hat.  Die  Erfolge,  auf  denen  eine  algerische  Revolution



aufbauen  könnte,  sind  ebenso  offensichtlich  wie  deren  Hindernisse.  Die
ArbeiterInnenklasse hat  ihre Macht  bewiesen und dürfte  sich ihrer  auch
bewusst werden. Sie muss sie jetzt in Organisationsformen unabhängig vom
Regime gießen und die Gewerkschaften auf einen radikalen Oppositionskurs
zwingen. Eine Partei, die den Aufstand in die Revolution übergehen lässt,
kann ArbeiterInnen, Jugendliche und arme Bäuerinnen und Bauern vereinen
und die Macht erobern.

Gleichzeitig  werden  in  Algerien  die  Lehren  der  permanenten  Revolution
offensichtlich, die Leo Trotzki als erster systematisch ausformuliert hat. Im
Widerspruch  zwischen  entwickelten  kapitalistischen  Klassenverhältnissen
und  Machtstrukturen  abseits  der  bürgerlichen  Demokratie  kann  nur  die
ArbeiterInnenklasse  die  Aufgaben  einer  bürgerlich-demokratischen
Revolution  durchführen.  Sie  muss  sie  aber,  wenn  sie  die  demokratische
Revolution mit der Macht in den Händen vollenden will, zur sozialistischen
Revolution weiterführen.

Permanente Revolution
Das  bedeutet,  dass  die  ArbeiterInnenklasse  selbst  demokratische
Forderungen – nach Organisationsfreiheit, Gleichheit von Mann und Frau,
Selbstbestimmungsrecht  für  nationale  Minderheiten,  Abschaffung  des
Präsidialsystems,  Einberufung  einer  verfassunggebenden  Versammlung  –
aufstellen  muss,  um  die  Masse  der  Lohnabhängigen,  der  Bauern-
/Bäuerinnenschaft,  der  städtischen  und  ländlichen  Armut  für  sich  zu
gewinnen.  Doch selbst  die demokratischste Konstituierende Versammlung
wird  die  Frage  nicht  lösen,  welche  Klasse  herrscht.  Daher  müssen
RevolutionärInnen für eine ArbeiterInnen- und Bauern-/Bäuerinnenregierung
kämpfen, die sich auf Räte und bewaffnete Milizen stürzt. Der bürgerliche
Staatsapparat muss zerschlagen, die einfachen Soldaten für die Revolution
und  zur  Bi ldung  von  Soldatenräten  gewonnen  werden.  Eine
ArbeiterInnenregierung muss unmittelbar die demokratischen und sozialen
Forderungen der Massen durch ein Notprogramm zu Linderung der Not und
sozialen  Ungleichheit  angehen.  Dies  ist  freilich  nur  möglich  durch  die
Enteigung  der  Superreichen  und  großen  Unternehmen  unter



ArbeiterInnenkontrolle und das Erstellen eines demokratischen Plans. Die
größte Fallgrube ist hier die Allianz mit den Bürgerlichen und der Eliten, die
sich jetzt von Bouteflika abwenden, wo seine Niederlage glasklar geworden
scheint. Sie versuchen mit Wahlverschiebung und ähnlichen Manövern den
Aufstand versanden zu lassen. Die Emeute in Algerien zeigt: Eine Revolution
im  21.  Jahrhundert  ist  möglich.  Sie  ruft  aber  auch  die  Fehler  des  20.
Jahrhunderts, die Kapitulation vor den Bürgerlichen und die Führungskrise
der ArbeiterInnenklasse wieder in Erinnerung. Es muss gelingen, aus den
Niederlagen zu lernen und die objektiven Möglichkeiten in zukünftige Siege
umzuwandeln.

Sexismus & Influencer_Innen
von Svea Hualidu

Wo  guckst  du  nach,  wenn  dein  Laptop  ein  Problem  hat,  dein_e
Lieblingssänger_In einen neuen Track rausbringt oder du dir die neuesten
Trailer von Game of Thrones angucken willst? Richtig, YouTube. Das sind nur
wenige Beispiele, wofür wir diese Webseite täglich nutzen. Aber YouTube ist
mittlerweile mehr als nur eine bloße Informationssammlung. Zusammen mit
Streamingseiten hat es das Fernsehen fast ersetzt.  Angefangen hat es mit
Let’s Plays, Schminktutorials oder Vloggern, die unterhalten wollen, doch
seitdem die Influencerbranche immer größer wird, setzen auch Unternehmen
immer stärker auf dieses Medium.

D a b e i  i s t  e i n e s  b e s o n d e r s  m a r k a n t :  D i e  k l i s c h e e h a f t e
Geschlechterrollenverteilung. Anfang diesen Jahres veröffentlichte die Malisa
Stiftung eine Studie zum Thema „weibliche Selbstinszenierung in den neuen
Medien“.  Hierbei  wurden  bei  den  100  größten  Youtubekanälen  die
prozentualen Geschlechteranteile verglichen. Demnach machen Frauen eher
Content  im Bereich Schminken,  Basteln,  Nähen und Männer  vorwiegend
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Videos  im  Bereich  Comedy,  Gaming  und  Politik.  Auch  bei   Apps  wie
Instagram geht es auf den meisten weiblichen Accounts nur um Outfits, die
neuesten Beauty-Produkte und was eine Frau eben (essen) darf und was
nicht. Das ist eigentlich kein Wunder: Die gleiche Darstellung spiegelt sich in
der  gesamten Entertainmentbranche  wider,  in  der  Frauen beispielsweise
selten starke Hauptrollen besetzen oder weibliche Rapperinnen eine Rarität
sind. Das Reduzieren von Frauen auf ihren Körper ist Alltag – ob nun in
Werbung, einem Musikvideo oder in Filmen.

Warum ist das so?
Wir  glauben  nicht  daran,  dass  Social-Media-Kanäle  Schuld  daran  sind.
Sicherlich beeinflussen sie viele von uns, aber sie sind ein Produkt von den
gesellschaftlichen Verhältnissen in denen wir leben. Wenn junge Frauen, um
erfolgreich zu sein, sich hauptsächlich mit kochen, basteln und gut aussehen
beschäftigen, dann reproduzieren sie dabei die Rollenteilung, die es in der
bürgerlichen Familie gibt. Hier geht der Mann arbeiten, da er oftmals mehr
verdient  und  die  Frau  bleibt  zu  Hause  oder  ist  teilzeitbeschäftigt  und
kümmert sich um Angehörige und schmeißt den Haushalt. Dies liegt daran,
dass diese Form der Familie mehrere Funktionen erfüllt. Während sie für die
Kapitalist_Innen die Weitergabe von Besitz durch Vererbung klärt, dient sie
für  die  Arbeiter_Innenklasse  als  Ort  zur  Reproduktion.  Das  ist  für  die
Kapitalist_Innen sehr günstig – denn sie müssen die Kosten für die Arbeit
für’s  kochen,  Wäsche  waschen,  der  Kindererziehung  oder  auch  der
emotionalen  Arbeit  nicht  bezahlen.  Dies  ist  Teil  der  systematischen
Frauenunterdrückung, die sich der Kapitalismus zu Nutze macht und die er
auch ideologisch reproduziert – auch durch Social Media. Leider können wir
an dieser Stelle nicht ausführen, wie diese entstanden ist, doch wer mehr
dazu  lesen  will  findet  auf  unserer  Homepage  den  Artikel  „Was  ist
Sexismus?“,  der  dies  näher  erläutert.

Wie ändern wir das?
Sicherlich  gibt  es  auch fortschrittlichere  Kanäle  oder  Accounts,  die  sich
kritisch  mit  Rollenbildern  oder  Konsum  auseinander  setzen.  So  sind



sogenannte „Body-Positivity“- oder „Self-Love“-Accounts, auf denen Themen
wie  Diversity,  Depression  oder  Essstörungen  angesprochen  werden,  ein
Anfang.

Doch wir können die Gesellschaft nicht allein damit verändern, indem wir
fortschrittliche  Dinge  posten.  Zwar  kann  auf  der  einen  Seite  dies  das
gesellschaftliche  Bewusstsein  nur  minimal  beeinflussen,  auf  der  anderen
Seite  haben  sie  auch  keine  unendliche  Reichweite:  Faktoren  wie  der
Algorithmus, der uns immer nur eine Art von Accounts vorschlägt und der
Einfluss von Unternehmen in Instagram,Youtube & Co. werden dafür sorgen.
Deswegen  müssen  gleichzeitig  das  Problem an  der  Wurzel  packen.  Der
Kampf gegen Rollenbilder & nervige Klischees, die uns einzwängen, müssen
mit dem Kampf gegen den Kapitalismus verbunden werden!

Deswegen fordern wir:

Gegen unterdrückerische Schönheitsideale in Werbung
und Medien! Enteignet die großen Medienhäuser und
die  „kulturschaffende“  Industrie  (Gameentwickler,
Filmproduktionen,..) genauso wie Google, Facebook und
Co.!

Für  organisierte  Medienarbeit  durch  Räte  aus
Zuschauer_Innen, Arbeiter_Innen und Kreative ohne die
Reproduktion von Unterdrückung!

Für eine internationale, proletarische Frauenbewegung!

 

 

 



Dresden: 1. Mai – Nazifrei?
von Leonie Schmidt und Peter Böttcher

Zum 1. Mai haben wir in Dresden gemeinsam mit anderen sozialistischen
Organisationen  eine  antikapitalistische,  revolutionäre  Demonstration
durchgeführt, womit in dieser Stadt zum ersten Mal seit 9 Jahren wieder eine
rote  Demo  am  internationalen  ArbeiterInnenkampftag  stattfand.  Diese
startete  am  Alaunplatz  und  endete  mit  einigen  Unterbrechungen  am
Gewerkschaftshaus  der  DGB.  Laut  und  kämpferisch  zogen  wir  zunächst
durch  die  Neustadt  bis  zum dortigen  Bahnhof.  Dort  sollte  ebenfalls  der
Naziaufmarsch  der  NPD beginnen.  Da  diese  jedoch  bereits  vor  unserer
Ankunft  mit  ihrer  Demonstration  starteten,  sagten  wir  spontan  unsere
Zwischenkundgebung am Bahnhof Neustadt ab und schlossen uns an der
Marienbrücke den Blockaden gegen die NPD an, welche durchaus erfolgreich
waren.

Jedoch konnte die NPD dann doch weiterlaufen – angeblich aufgrund der
Tatsache,  dass sich die Faschos ihren Weg selbst  frei  prügelten (Quelle:
D r e s d e n  N a z i f r e i ,
https://twitter.com/buntesdresden/status/1123605314069323777?s=21)  und
eine zweite Blockade an der Marienbrücke aufgrund von zu langem Zögern
und Unsicherheiten nicht durchgeführt werden konnte. Das zeigt auf, dass 1.
Aktivist_Innen sich während einer Blockade niemals über die ganze Straße
verteilt  hinsetzen  sollten,  da  man  so  keinesfalls  angemessen  schnell
reagieren  kann,  sondern  in  eingehakten  Reihen  stehen  sollten,  um sich
geschlossen bewegen und zur Wehr setzen zu können! 2. Braucht es eine
demokratisch legitimierte Demoleitung, welche über Vorgehen entscheidet,
am besten nach dem Delegierten-Prinzip und nicht bloß Veranstalter, die
über den Lauti durchsagen, dass man überlegen könnte, was zu tun wäre, da
das die Schlagkraft und die Flexibilität von Blockaden erheblich schwächt.
Auch kann festgehalten werden, wenn sich die Nazis den Weg wirklich selbst
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frei  geprügelt  haben,  dass  damit  die  Zusammenarbeit  von  Faschos  und
Bullen eine ganz neue, ekelhafte Dimension erreicht hat. Wenngleich es in
der Vergangenheit öfter schon zu internen Skandalen bei der Polizei und dem
VS kam (bspw. NSU, NSU 2.0,  Maaßen-Affäre etc.),  ist  diese öffentliche
Unterstützung doch etwas Neues. Zwar kann es sein, dass die Polizei gar
nicht  genug  Einsatzkräfte  hatte,  da  der  ganze  Tag  deutschlandweit  von
vielerlei Demos geprägt war. Jedoch kann das keine Entschuldigung dafür
sein, dass militante Neonazis sich ihre Demoroute selbstständig freiprügeln
(laut einzelnen Angaben bei Twitter sogar mit tatkräftiger Hilfe der Cops).

Leider  kam  es  mal  wieder  zu  sektiererischem  Verhalten  durch  die
Veranstalter  des  Gegenprotests  an  der  Marienbrücke.  Wir  und  andere
sozialistische Gruppen wurden darauf angesprochen, dass rote Fahnen nicht
erwünscht seien (ausgerechnet am 1. Mai!) – während gleichzeitig Verdi- und
Grüne-Fahnen  über  der  Blockade  wehten.  Weiterhin  wurden  wir
aufgefordert, das verteilen von Flyern, welche sich inhaltlich gegen die AfD
richteten, einzustellen. Dazu fällt uns dann tatsächlich nicht mehr viel ein.
Während Dresden Nazifrei aufgrund der verhältnismäßig kleinen Blockaden
auf  Twitter  um Unterstützung  bat,  die  Leute  vom Lauti  aus  aufgerufen
wurden,  doch  bitte  unbedingt  da  zu  bleiben,  die  Cops  offen  mit  einer
Räumung drohten und Faschos sich selbst unweit des Geschehens den Weg
frei prügelten, spalteten die Organisatoren vor Ort also den Gegenprotest
und gefährdeten  damit  den  Erfolg  der  antifaschistischen Blockaden.  Wir
haben  uns  dennoch  dazu  entschieden,  dort  zu  bleiben  und  somit  das
Verhalten der Sektierer als nicht hinnehmbar zurückgewiesen.

Dennoch  waren  die  Blockaden  erfolgreich,  da  die  NPD  nach  ihrem
Durchbruch nur eine stark verkürzte Route lief und auch nicht durch die
Innenstadt  ziehen  konnte.  Des  Weiteren  waren  es  nur  knapp  200
Teilnehmer_Innen, obwohl das Doppelte angemeldet war.Danach setzen wir
unsere eigene revolutionäre 1. Mai Demo fort, da wir weiterhin neben den
notwendigen  Aktivitäten  gegen  den  Naziaufmarsch  auch  unsere  eigenen
antikapitalistischen Akzente setzen wollten.Weiterhin lautstark kamen wir
vor dem DGB-Haus in Dresden Mitte an und hielten mehrere Reden. Unsere
handelten  vor  allem  von  der  Dringlichkeit  einer  antifaschistischen



Einheitsfront  und  des  Aufbaus  einer  sozialen  Bewegung  gegen  den
Rechtsruck,  von  der  Notwendigkeit  der  revolutionären  Überwindung des
kapitalistischen  Systems,  warfen  eine  sozialistische  Perspektive  auf  und
richteten  sich  gegen  den  Reformismus  sowie  den  Opportunismus  der
Führung  der  Gewerkschaften  und  der  Sozialdemokratie,  ganz  nach  dem
Motto: Sozialismus oder Barbarei.

Nach unserer Abschlusskundgebung entschlossen wir uns noch dazu, gegen
die AfD am Neumarkt zu protestieren, da diese dort völlig ungestört ihr
sogenanntes „Maifest“ abhalten konnte. Diese Wahlveranstaltung reihte sich
mit ein in die Versuche von AfD, NPD, III. Weg und anderen Rechten, den 1.
Mai für ihre Zwecke zu vereinnahmen. Die Polizei war zwar vor Ort, musste
aber nichts tun, da die AfD anfangs ungestört und umringt von Tourist_Innen
und Dresdner_Innen, die den freien Tag genossen, ihre rassistische Scheiße
propagieren konnte. Es gab vorerst keinen Gegenprotest. Kurz nachdem wir
angekommen waren,  konnte dann aber  durch andere Aktivist_Innen eine
Gegenkundgebung  angemeldet  werden,  welche  allerdings  nur  in  einiger
Entfernung genehmigt wurde, so dass von Protest in Hör- und Sichtweite
kaum die Rede sein konnte. Die Beteiligung am Gegenprotest war ziemlich
gering, es waren ca. 30 – 40 Leute, die größtenteils saßen, da die meisten
Menschen wohl nach den Blockaden gegen die NPD zu erschöpft waren oder
gleich den Heimweg antraten. Dennoch war die Kundgebung lautstark und
extrem wichtig, denn die AfD stellt in Sachsen gerade eine sehr akute Gefahr
dar, die vor allem nach den Landtagswahlen stärkste Kraft werden könnte
und sich somit sicher an der sächsischen Landesregierung beteiligen würde.
( m e h r  I n f o s  h i e r :
http://arbeiterinnenmacht.de/2019/04/03/landtagswahlen-und-rechtsruck-in-s
achsen/).  Für  uns  als  Jugendliche,  Migrant_Innen,  Frauen  und  LGTBIA*-
Menschen ist die AfD aktuell auch eine realere Gefahr als die NPD. Sicherlich
steht die NPD rechts von der AfD, ist offen faschistisch, steht in Verbindung
mit Rechtsterroristen usw. Jedoch ist sie als Partei, auch in Sachsen, kaum
noch relevant. Dementsprechend müssen wir auch den Protest gegen die AfD
stärker forcieren und für kämpferischen, massenhaften Widerstand sorgen.
Rein symbolischer Protest wird die Rassist_Innen und Sexist_Innen der AfD
nicht  aufhalten,  wir  müssen  uns  überall  dort  organisieren  und
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Selbstverteidigungskomitees gegen die Angriffe von Faschos und Rechten
bilden, wo wir täglich leben, lernen und arbeiten – also in der Schule oder
Uni, auf der Arbeit, im Kiez, usw. Und selbstverständlich müssen wir den
Kampf gegen den Rechtsruck mit einer sozialistischen und revolutionären
Perspektive  verbinden,  da  der  Kapitalismus  mit  seinen  immer
wiederkehrenden Krisen erst den Nährboden für rassistisches, sexistisches
und antisemitisches Gedankengut bildet. Auch der Faschismus ist letztlich
Ausdruck und Folge bürgerlicher Herrschaft. Daher kann die faschistische
Gefahr auch erst durch die Zerschlagung des Kapitalismus an sich endgültig
gebannt werden.

Mobbing  in  der  Schule  –  Aus
Langeweile?
Von Maggy Rehfeld

Beleidigungen,  Schubsen,  Ausgrenzen:  Laut  einer  PISA  Studie¹  ist  jede
sechste Schüler_In Opfer von Mobbing oder hat, wie es der Psychologe Dan
Olweus beschreibt, erlebt, dass „ein oder mehrere Individuen, wiederholte
Male und über einen längeren Zeitraum negativen Handlungen von einem
oder mehreren Individuen ausgesetzt sind“². Depressionen, unkontrollierte
Aggressionen  bis  hin  zu  selbstverletzendem  Verhalten  und  suizidalen
Tendenzen, sind nur einige der drastische Folgen für die Opfer. Wer die
betroffenen sind, wird in Deutschland nur sehr grob erfasst. Klar geht aus
den Untersuchungen hervor, 8te bis 10te Klassen, also die Pubertät, sind die
Brennpunkte und Jungs sind öfter Opfer und auch Täter als Mädchen. Soziale
Hintergründe werden, wenn überhaupt, nur als Randnotizen erwähnt. Doch
decken  s ich  d iese  in  e inem  Punkt .  Soz ia le  Schwäche  und
Minderheitspositionen,  also  z.B.  Kinder  aus  einkommensschwachen  oder
migrantischen Familien, sind eindeutige Risikofaktoren dafür, von Mobbing
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betroffen zu sein.

Schulsituation
Generell ist es so, dass das kapitalistische System, welches auf Konkurrenz
und  Ausbeutung  beruht,  Abscheulichkeiten  wie  Mobbing  hervorbringen
muss.  Die  Erziehung,  sei  es  im Elternhaus,  Kindergarten und Schule  ist
absolut  geprägt  von diesem Gesellschaftssystem. Werfen wir  dabei  einen
Blick auf die Schulen: Marode Gebäude, ein straffer Lehrplan, der durch
permanenten Lehrermangel noch komprimierter wird, andauernde Tests, wie
Klausuren,  PISA oder unangekündigte Leistungsabfragen erzeugen hier ein
Klima permanenten Stresses. „Hauptgrund für Mobbing ist Langeweile in der
Schule“ behauptet Manuela Richter-Werling im Interview mit der SZ³. Der
Unterricht  mag  langweilig  gestaltet  sein,  doch  reichen  schon  wenige  
Momente  der  Unaufmerksamkeit  oder  ein  versauter  Test  und  schon
erwachen sie wieder, die Ängste vom sozialen Abstieg. „Kind lern fleißig,
sonst  wird  nichts  aus  dir!“   heißt  es  da.  Und  scheinbar  stimmt  das,
angemessen bezahlte Berufe werden immer weniger, mehr als die Hälfte der
Jugendlichen sind als arbeitslos  gemeldet⁴ oder prekär beschäftigt ⁵, ganz
analog zur allgemeinen Entwicklung in Deutschland. So entsteht zum Klima
des Stresses zusätzlich ein Klima der Konkurrenz, denn anscheinend haben
nur die Besten eine Chance auf Aufstieg und ein gutes Leben. Weiterhin zu
beachten sind die Mitsprache und Mitbestimmungsrechte der Schüler_Innen.
Klassen-  und Schulsprecher_Innen dürfen dem Lehrkörper unverbindliche
Empfehlungen aussprechen und Vollversammlungen einberufen. Doch weit
darüber hinaus geht es nicht. Einfluss auf die Unterrichtsgestaltung und den
vermittelten  Stoff  sucht  man  vergebens.  Den  Schüler_Innen  wird  die
Unmündigkeit anerzogen, jeden Tag ab Punkt 8, immer schön im Takt, mit
drögem Unterricht und doch gilt es immer bereit zu sein, um Bestleistungen
abzurufen, die eine Chance auf eine vielleicht bessere, aber weit entfernte
Zukunft versprechen. Doch Jugendliche leben im Hier und Jetzt, wollen sich
frei entfalten, mitbestimmen und die Welt um sich herum erforschen. Diese
krassen Gegensätze prallen im Schulalltag aufeinander und der entstehende
Frust sucht sich ein Ventil. Und dort wo sich zu Hause kein ausgewogenes
Umfeld  befindet,  weil  beide  Eltern  arbeiten  müssen,  selbst  seelische



Probleme haben, geschieden sind oder anders verhindert sind, findet sich
dieses Ventil in denjenigen, die noch unmündiger sind. Wer bereits nicht fest
im  Al l tag  der  Schule  steht ,  sei  es  wegen  schlechter  Noten,
Integrationsschwierigkeiten, soziale oder kultureller Art, hat dann kaum noch
eine Chance, sich gegen Mobbing zu wehren.

Hilfe
Die angebotene Hilfe fällt dagegen eher schwach aus. Oft sind Lehrer_Innen
selbst (Mit-)täter_Innen oder das Vorgehen richtet sich ausschließlich gegen
die Täter_Innen, wodurch die Opfer nur noch weiter ausgegrenzt werden.
Das  bringt  nichts  im  Kampf  gegen  Mobbing!  Den  Opfern  müssen
Schutzmaßnahmen wie Caucusse, Selbstverteidigungskurse und kostenfreie
psychologische  Beratung  angeboten  werden.  Um  Mobbing  präventiv  zu
verhindern, müssen die Ursachen bekämpft werden. Schüler_Innen müssen
den Schulalltag aktiv mitgestalten dürfen und last but not least muss die
Ursache für Stress Druck und Konkurrenz in der Schule, muss die Herrschaft
des Kapitalismus zerschlagen werden.
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Planwirtschaft vs. Ökokommune
 von Marcel Möbius & Felix Ruga

Das  globale  System des  Kapitalismus  muss  trotz  einer  begrenzten  Erde
ständig  für  Wirtschaftswachstum  sorgen.  Dessen  Ursache  liegt  in  der
allgemeinen  Konkurrenz,  in  der  jedes  Unternehmen  sowie  auch  jede
Volkswirtschaft wachsen muss, um im Rennen um die Märkte und Profite
einen Vorteil zu erhaschen oder zumindest nicht hinten runterzufallen. Dabei
dient die Natur in Verbindung mit menschlicher Arbeit als eine Quelle des
ausbeuterischen Wachstums. Die daraus folgende Zerstörung der Umwelt
und Verknappung der Ressourcen stellt uns heute vor eine entscheidende
Frage: Wie können wir mit der Erde in Einklang leben?

Die ökologische Kommune und ihre Probleme
Innerhalb  der  ökologischen  Bewegung,  wie  Beispielsweise  Fridays  For
Future werden dabei Konzepte diskutiert,  die darauf setzen, eine eigene,
nachhaltige  Produktion  aufzubauen.  Die  Organisation  ist  höchst
unterschiedlich und reicht von lockeren Konzepten solidarischer Ökonomie
(Umsonstläden,  Demeter-Landwirtschaft,…)  bis  zur  Gründung  einer
g e m e i n s a m e n  ö k o l o g i s c h e n  K o m m u n e .  D a s  s i n d  k l e i n e
Lebensgemeinschaften, in denen versucht wird, möglichst unabhängig vom
Kapitalismus  gemeinsam  nachhaltig  Lebensmittel  und  andere
Gebrauchsgüter  zu  produzieren  und  zu  konsumieren.  Auch  wird  dort
versucht,  die  Hausarbeit  im kleinen Rahmen unter  allen Mitgliedern der
Kommune aufzuteilen.Die Ökokommune hat eine lobenswerte Absicht, aber
auch sehr enge Grenzen. Deswegen wollen wir hier Kritik daran üben:

– Die Ökokommune stellt einen Rückzug in die ländliche Abgeschiedenheit
dar.  Im Endeffekt hat die Kommune einen individualistischen Ansatz und
keinen revolutionären, global verändernden. Sie stellt eine Zuflucht aus der
kapitalistischen Produktionsweise für Einzelne dar. Dies ist vergleichbar mit
alternativen  Wohnprojekten  im  Kiez.  In  beiden  Fällen  versuchen  sich
Menschen im individuellen Rahmen an der Suche nach alternativen Formen
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des Zusammenlebens. Allerdings bricht das weder den global herrschenden
Kapitalismus, noch bietet es die Lösung für die großen Fragen, vor denen die
Menschheit in der modernen Zeit steht. Hierzu gehört die Versorgung der
gesamten Menschheit  mit  Nahrungsmitteln,  die  Lösung der  ökologischen
Katastrophen und auch die Schaffung von Wohnraum für alle Menschen. So
wird dann schließlich auch die Ökokommune doch noch von den Folgen des
Klimawandels eingeholt. Ähnlich wie die städtischen Kiezprojekte sind die
Ökokommunen Ausdruck einer privilegierten Gesellschaftsstellung. Für arme
Bauern und Bäuer_Innen in den Halbkolonien, die nicht mal ihr eigenes Land
besitzen,  vom Großgrundbesitz  abhängen  und  permanent  am Rande  der
Existenz  stehen,  ist  die  Ökokommune  nicht  zu  verwirklichen.  Wenn  in
Ostafrika  eine  Dürre  einbricht,  verlieren  arme  Landwirt_Innen  oft  zu
Tausenden  ihre  Lebensgrundlage,  während  Mitglieder  hießiger
Ökokommunen  bei  Ernteverlust  einfach  in  den  Markt  gehen  und
Lebensmittel  kaufen  könnten.

–  Die  Ökokommune  ist  nur  auf  reaktionäre  Art  verallgemeinerbar.  Eine
Versorgung der gesamten Menschheit  ist  ohne Industrie und technisierte
Landwirtschaft nicht möglich. Auch die Ökokommune ist auf die Erzeugnisse
der Industrie angewiesen, will sie nicht das Rad der Zeit zurückdrehen. Ohne
Rohstoffe wie Eisen, ohne die öffentlichen Verkehrsmittel, ohne medizinische
Versorgung, ohne die Straßen, Maschinen und digitale Netze würde man
zugegebenermaßen auf  einen  kleinen  ökologischen  Fußabdruck  kommen,
aber man würde auch früher oder später ein Leben wie in der Steinzeit
führen,  was harte Arbeit  und permanenter Mangel bedeutet.  Man würde
nicht mit der Natur in Einklang leben, sondern man wäre wieder ihr Knecht
wie in der Zeit vor jeder Zivilisation.

–  Es  ist  zudem  fragwürdig,  ob  Ökokommunen  den  kleinst  möglichen
ökologischen Fußabdruck haben. Das Produktionskonzept in Ökokommunen
kann  teilweise  mit  dem  Manufakturwesen  verglichen  werden,  was  im
Vergleich zur Industrieproduktion extrem ineffizient ist, da die Arbeitsteilung
und  die  Verwertbarkeit  großer  Maschinen  in  kleinen  Betrieben  deutlich
schlechter  funktioniert.  Das  wirkt  sich  auch  auf  den  ökologischen
Fußabdruck negativ aus. Im Grunde geht es für die Menschheit auch gar



nicht  um  einen  kleinst  möglichen  Fußabdruck,  sondern  um  ein
ausgeglichenes Mensch-Natur-Verhältnis. Das kann nur eine demokratische
Planwirtschaft bewerkstelligen, was wir kurz skizzieren wollen.

Demokratische und weltweite Planwirtschaft
In der demokratischen Planwirtschaft wird die Wirtschaft so geplant, dass die
Bedürfnisse der gesamten Menschheit im Einklang mit der Natur befriedigt
werden. Das ist gerade erst durch die demokratische Planung möglich, denn
nur eine Planwirtschaft kann überhaupt die vorhandenen Bedürfnisse und
vorhandenen Ressourcen erfassen und sinnvoll verteilen. Nebenbei meinen
wir  damit  auch  nicht  die  bürokratische  Variante  der  Planwirtschaft  der
UdSSR,  bei  der  ein  paar  Apparatischiks  in  miefigen  Büros  über  die
Arbeiter_Innenklasse  bestimmte,  sondern  wir  meinen,  dass  die
Arbeiter_Innen selbst demokratische Ausschüsse zur Planung der Produktion
bestimmen. Was könnte man dabei dann konkret umsetzen?

Im  modernen  Kapitalismus  wird  die  sogenannte  geplante  Obsoleszenz
angewandt,  also  dass  Produkte  ein  künstlich  eingebautes  Ablaufdatum
haben, an dem sie kaputt gehen und der Verbraucher dann sein Geld wieder
für ein neues Produkt ausgibt und somit neue Umsätze generiert werden
können. Da es in der Planwirtschaft jedoch um Bedürfnisse und nicht Profite
geht,  macht das dort  keinen Sinn.  Man kann dann qualitativ  hochwertig
produzieren und dies  mit  einer  maximal  möglichen Nutzungsdauer.  Dies
würde extrem viel Ressourcen und Energie sparen. Dazu kommt noch eine
Effektivierung  der  Transportwege  und  Rationalisierung  zur  notwendigen
Produktion. Dadurch würden nicht nur Ressourcen, sondern auch die Zeit
der Menschen gespart, wenn nur noch die Arbeit ausgeführt wird, die für die
Bedürfnisbefriedigung der Menschheit notwendig sind. Somit wäre z.B. die
Werbebranche und ein Gros der Bürokratie unnötig. Dazu kommt, dass durch
die Übersicht in den Bedürfnissen und der Zusammenarbeit innerhalb der
Produktion man dafür sorgen könnte, dass möglichst wenig weggeschmissen
wird.  Unnötiges  Verpackungsmaterial  und  Werbung  müsste  nicht  mehr
produziert werden. So könnte man sehr viel Plastik sparen. Und zu guter
Letzt könnte all den Menschen eine neue Perspektive geboten werden, die



dazu gezwungen sind, die Umwelt und ihre eigene Gesundheit und Zukunft
zu missachten, weil sie Berufe als Sojabäuer_In im Regenwald, Arbeiter_In in
Braunkohlegruben oder Pilot_In bei Ryanair ausüben.

Diese  Perspektive  ist  für  uns  nichts,  was  irgendwann  in  der  Zukunft
stattfindet. Schon heute fordern und kämpfen wir für einen Ausstieg aus der
Braunkohleverstromung, der demokratisch von der Arbeiter_Innenklasse und
vor allem den Arbeiter_Innen des Energiesektors gestaltet wird. Auch die
sogenannte  Verkehrswende  geht  für  uns  nur  durch  Enteignung  der
Automobil-  und  Transportindustrie  unter  Arbeiter_Innenkontrolle.  So
schlagen  wir  die  Brücke  zu  einer  sozialistischen  Gesellschaft,  die  die
Umweltfrage global löst – und das nicht auf dem Kleinacker einer Kommune
versucht.

Fridays  for  Future:
Systemwechsel  statt
Klimawandel!
von Jan Hektik

Hunderttausende  SchülerInnen  streiken  und  demonstrieren  Freitag  für
Freitag  weltweit  gegen  die  drohenden,  katastrophalen  Folgen  des
Klimawandels.  Allein  am 15.  März,  dem bislang  größten  internationalen
Aktionstag, beteiligte sich über eine Million Jugendliche in mehr als 100
Ländern. Allein in Deutschland hatten rund 300.000 Besseres zu tun, als in
die  Schule  zu gehen.  In  zahlreichen anderen europäischen Hauptstädten
waren Zehntausende auf den Beinen: 50.000 in Paris,  30.000 in Brüssel,
25.000  in  Berlin.  Die  Dynamik  und  die  Stärken  der  Bewegung,  ihr
unglaubliches Potential liegen auf der Hand. Erstens greift sie ein reales
Menschheitsproblem auf, eine der großen Überlebensfragenfragen des 21.
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Jahrhunderts.  Zweitens  agiert  die  Bewegung  als  internationale,
grenzübergreifende  Kraft.

Entstehung
„Fridays for Future“ entstand um die Aktivistin Greta Thunberg, die sich sehr
medienwirksam  gegen  den  Klimawandel  ausgesprochen  hat  und
PolitikerInnen  regelmäßig  zum  entschiedenen  Handeln  auffordert.  Ihre
Initiative stieß, sicherlich für viele überraschend, weltweit auf Widerhall. Seit
Monaten ist sie ständig angewachsen mit einem vorläufigen Höhepunkt am
15. März. Weitere bundesweite und internationale Aktionstage sind geplant,
der nächste am 26. April. Außerdem ist für den 27. September ein weltweiter
Generalstreik  (Earth  Strike)  gegen  Klimawandel  im  Gespräch.Damit
übertrifft sie schon jetzt die Bildungsstreikbewegung vor einigen Jahren, die
in Deutschland auf ihrem Höhepunkt 200.000 bis 300.000 SchülerInnen und
Studierende mobilisierte. Die großen Proteste sind von einer starken Neugier
und einem Willen gekennzeichnet, die Welt mit dem Wissen zu verändern,
dass es bald zu spät sein könnte. Damit bietet sie unglaubliche Potentiale,
vor allem, weil die führenden bürgerlichen PolitikerInnen in der Zwickmühle
stecken.  Einerseits  sind  die  Ängste  der  Fridays-for-Future-Bewegung gut
begründet. Nur fanatische und phantastische Rechte wie Trump oder die AfD
können sie als „Klimaschwindel” oder Panikmache abtun – und zeigen damit
einmal  mehr,  welches  Sicherheitsrisiko  diese  Leute  für  die  Menschheit
darstellen. Der Mainstream der bürgerlichen Politik hingegen hat erkannt,
dass  die  Bewegung  breit  aufgestellt  ist,  so  dass  man  sie  nicht  einfach
diffamieren kann.  Dabei  spielen Kanzlerin  Merkel  oder  Umweltministerin
Schulze ein doppeltes Spiel. Einerseits sehen sie sich gezwungen, sich positiv
auf die Bewegung zu beziehen, andererseits müssen sie aber auch dafür
sorgen, dass sie folgenlos bleibt. Schließlich soll der Klimaschutz die heiligen
Profite  der  deutschen  Energie-  und  Autoindustrie  nicht  gefährden.
Schließlich  sollen  die  Kosten  für  die  Klimakatastrophe  und  etwaige
Reparaturmaßnahmen  nicht  die  Konzerne,  sondern  die  Masse  der
Bevölkerung  zahlen.  Nicht  die   imperialistischen  Mächte,  die
HauptverursacherInnen  der  Umweltprobleme,  sondern  die  ArbeiterInnen,
BäuerInnen und die Länder der sog.  „Dritten Welt”  sollen die Hauptlast



bürgerlicher „Umweltpolitik” schultern.

Eine Sache für Profis?
So versuchen sich PolitikerInnen wie Angela Merkel oder Lindner in einem
Spagat. Sie lösen das Problem wie folgt: Während sie sich für die Ziele der
Bewegung aussprechen, kritisieren sie das Fernbleiben von der Schule und
versuchen  den  Protest  über  die  Thematisierung  von  Nebensachen  zu
delegitimieren.  So  FDP-Vorsitzender  Lindner:  „Von  Kindern  und
Jugendlichen kann man aber nicht erwarten, dass sie bereits alle globalen
Zusammenhänge,  das  technisch Sinnvolle  und das ökonomisch Machbare
sehen,  das  ist  eine  Sache  für  Profis“.Eine  Sache  für  Profis  also,  Herr
Lindner?  Was  haben  diese  sogenannten  Profis  denn  bitte  in  Sachen
Klimaschutz in  den letzten 50 Jahren erreicht? Nichts!  Diese Profis  sind
entweder nicht fähig oder nicht gewillt, etwas zu ändern und wir haben keine
Zeit mehr, darauf zu warten, dass auch VW erkennt, dass man auf einem
zerstörten Planeten niemanden findet, der Autos kauft. Wir könnten einen
Dreijährigen mit der Lösung dieser Aufgabe beauftragen und er könnte nicht
weniger Sinnvolles zum Klimaschutz beitragen als die ExpertInnen und Profis
des Herrn Lindner! JedeR RevolutionärIn muss Fridays for Future gegen
solche bevormundenden und herabwürgenden Aussagen verteidigen! Alleine
der mediale Rummel um das „Schule Schwänzen“ verdeutlicht doch, dass der
Schulstreik die richtige Entscheidung war. Was sind ein paar Fehlstunden
gegen die drohende Überschwemmung und Verwüstung eines Großteils der
Erdoberfläche? Auch ein Lindner müsste das einsehen. Oder geht es ihm am
Ende  gar  nicht  darum,  sondern  um  die  Frage  der  wirtschaftlichen
Interessen? Betrachten wir seine Aussage noch einmal. Was ist eigentlich
dieses  „Ökonomisch  Machbare“?  Ökonomisch  machbar  wäre  es  ja,  z.  B.
durch die Besteuerung der Reichen, der Industrie, des Großhandels und des
Finanzkapitals  –  also  der  HauptverursacherInnen  der  drohenden
Klimakatastrophe  –  den  Ausbau  des  öffentlichen  Nahverkehrs  und  des
Fernverkehrs auf Schienen voranzutreiben und deren Benutzung kostenlos
zu  machen.  Würde  man  al leine  die  großen  Konzerne  und  die
GroßvermögensbesitzerInnen  massiv  besteuern,  wären  Milliarden  und
Abermilliarden verfügbar. Solche Maßnahmen, die sich gegen das Kapital



richten,  gelten  Herrn  Lindner  als  f leißigem  Lobbyisten  der
Besserverdienenden freilich als „ökonomisch nicht machbar”.  Er ist  nicht
schlauer als die SchülerInnen, die jeden Freitag auf die Straße gehen. Er und
die gesamte bürgerliche Elite vertreten vielmehr ganz andere Interessen,
nämlich die all jener, die von einem Wirtschaftssystem profitieren, das die
natürlichen Lebensgrundlagen der Menschen zerstört,  den von Menschen
verursachten Klimawandel in beängstigendem Tempo voranschreiten lässt.

Kohlekommission und Konzerninteressen
Und um zu verdeutlichen, dass für die deutsche Regierung die Interessen des
Großkapitals  wichtiger sind als  die Frage der Umwelt,  werfen wir  einen
kurzen Blick auf die sog. Kohlekommission. Allein die Bewertungsmaßstäbe
machen schon deutlich,  woher  der  Wind weht.  Es  werden hier  folgende
Maßstäbe  nebeneinander  angesetzt:  „Umweltverträglichkeit,
Versorgungssicherheit ,  Wirtschaft l ichkeit  (Bezahlbarkeit ,
Wettbewerbsfähigkeit,  Energieinfrastruktur,  Planungs-  und
Rechtssicherheit.) Das Ding ist jetzt aber Folgendes: Natürlich hat auch die
norma le  Bevö lkerung  e in  g rundsä t z l i ches  In te resse  an
Versorgungssicherheit,  Energieinfrastruktur und einer gewissen Planungs-
und Rechtssicherheit. Aber de facto sind dies alles Umschreibungen für die
Frage der Wirtschaftlichkeit (= Gewinnträchtigkeit, Profitabilität) aus Sicht
der Konzerne.  Die Stromversorgung der Bevölkerung ist  nicht  gefährdet,
wenn der Stromverbauch der Konzerne verteuert wird, wenn Subventionen
gestrichen werden,  erst  recht nicht durch einen geplanten und gezielten
Ausstieg aus umweltschädlicher Energieproduktion (Kohle,  Kernkraft).  Im
Gegenteil,  die  Wettbewerbsfähigkeit,  die  zunehmende  Konkurrenz  und
Marktwirtschaft, der Kampf um Profite führen zu größerer Unsicherheit der
Versorgung – und zugleich zu größerer Umweltunverträglichkeit. Konkret hat
die Kohlekommission den Ausstieg aus der Braunkohleverstromung für 2
Jahrzehnte „gestreckt”,  die Energiekonzerne großzügig entschädigt – und
das mit Zustimmung aller Regierungsparteien, aber auch von Grünen, FDP
und Naturschutzorganisationen wie NaBu und BUND!



Was wird gebraucht?
All  diese  Beispiele  verdeutlichen,  dass  die  Umweltfrage  die  nach  der
Organisation  der  Wirtschaft  aufwirft.  Niemand  kann  leugnen,  dass  die
Rettung der Umwelt  international  geschehen muss,  keine noch so grüne
nationale  Wirtschaftspolitik  kann erfolgreich  sein.  Weiterhin  wirft  es  die
Frage auf, welche Interessen und Bedenken zu berücksichtigen sind. Für die
deutsche Regierung sind dies offensichtlich die Profite der Großkonzerne.
Dies  zeigt  vor  allem eines:  auch  wenn  die  Linke  sich  immer  mehr  von
Klassenpolitik  verabschiedet,  die  Regierung  tut  dies  nicht!  Und  eine
Bewegung, welche die Klimakatastrophe stoppen will, muss sich deshalb auf
Klassenpolitik stützen. Die Verantwortlichen werden auf keine Apelle, Bitten
oder Ähnliches reagieren. Klimaschutz muss erkämpft werden – oder er wird
nicht stattfinden! Hierfür wäre auch ein gemeinsamer Kampf von Fridays for
Future und anderer Umweltbewegungen mit den Gewerkschaften nötig. Um
die Macht der Konzerne zu brechen und eine vernünftige, an den Interessen
der  Masse der  Bevölkerung orientierte  Politik  durchzusetzen,  braucht  es
nicht nur Demonstrationen und befristete Streiks an Schulen und Unis. Wir
brauchen politische Massenstreiks,  um die  entschädigungslose  Enteigung
der Energiekonzerne, der Großindustrie, des Verkehrswesens und anderer
zentraler Teile der Wirtschaft unter ArbeiterInnenkontrolle durchzusetzen.
Nur so kann ein nachhaltiger Plan zur Reorganisation der Produktion im
Interesse von Mensch und Umwelt durchgesetzt werden. Gleichzeitig kann
ein  effektiver  Klimaschutz  nur  stattfinden,  wenn  auch  Alternativen
geschaffen werden. Ein ausgebauter kostenloser öffentlicher Nahverkehr, die
Verlagerung der Produktion nach der Maßgabe, Transportwege zu kürzen,
die  Offenlegung  der  Geschäftsgeheimnisse  und  Patente  sind  notwendige
Maßnahmen, dies zu garantieren. Vor allem in der Frage umweltfreundlicher
Produktion ist der Kapitalismus mit seinen Patenten und der Konkurrenz um
Technologie,  Marktanteile  und  Profite  ein  Hemmnis,  welches  verhindert,
dass  die  weltweite  Produktion  unter  den  technisch  besten  und
umweltfreundlichsten  Bedingungen  stattfinden  kann.  Zweifellos  muss  für
Reformen,  erste  Schritte  und  unmittelbare  Maßnahmen  bereits  im
Kapitalismus gekämpft werden – eine endgültige Lösung bietet jedoch nur
eine weltweite demokratisch organisierte Planwirtschaft.



Was fordert Fridays for Future?
Wenn es um die Frage des Kapitalismus, der Ursachen der Umweltprobleme
geht, zeigen sich jedoch auch die Schwächen von Fridays for Future, die wir
überwinden wollen und müssen.  Zur Zeit  sehen wir  wenig davon in der
Bewegung. Viele der Aktionen und Demonstrationen beschränken sich auf
Appelle  an  „die  PolitikerInnen“,  die  Parlamente,  Regierungen  und
internationale Institutionen  wie EU, UNO. Politisch betrachtet entspricht das
der Politik der Grünen! Die Entscheidungen in Fridays for Future werden
überwiegend  von  Mitgliedern  der  Grünen,  des  BUND,  des  NaBu,  von
Greenpeace  oder  anderen  NGOs  getroffen.  Ein  Bündnis  mit  den
Gewerkschaften oder  überhaupt  einen Bezug auf  die  ArbeiterInnenklasse
streben  diese  Kräfte  nicht  an  und  die  Führung  von  Fridays  for  future
versucht mit Flyerverboten und gezieltem Vorziehen der NGO-Mitglieder auf
Ortsgruppentreffen  die  Kontrolle  über  die  Bewegung  zu  behalten.  Diese
undemokratische  und  ausgrenzende  Politik  stößt  auch  bei  vielen
AktivistInnen  auf  Unmut.  Damit  dieser  nicht  verpufft,  treten  wir  für
demokratische Strukturen für alle UnterstützerInnen von Fridays for Future,
für eine offene politische Diskussion über die Strategie und Zukunft  der
Bewegung ein. Zur Zeit ist die Bewegung zwar von linksbürgerlichen und
kleinbürgerlichen Kräften geführt. Aber das muss nicht so sein. Die Grünen
haben in den letzten Jahren immer wieder bewiesen, dass ihre Umweltpolitik
vor allem kapitalverträglich sein soll. Heute betrachten sie die Bewegung als
Mittel, möglichst viele Stimmen bei den EU-Wahlen abzugreifen und geben
sich als UnterstützerInnen der Bewegung. Doch gestern erst haben sie dem
Kohlekompromiss zugestimmt. Nach dem Ende der Großen Koalition im Bund
bilden sie womöglich mit CDU/CSU die nächste Regierung. Solche Kräfte
dürfen nicht bestimmen, wer welche Fahne bei den Demos trägt und welche
politische Richtung sie einschlägt. Von einem Kampf gegen den Kapitalismus
wollen die Grünen und die NGOs längst nichts mehr wissen. Diese Politik
steht  letztlich  im  Widerspruch  zu  den  Interessen  von  Millionen  aktiven
Jugendlichen.  Daher  treten  wir  für  eine  klassenkämpferische,
antikapitalistische Perspektive ein und tragen diese in die Bewegung. Alle
Kräfte,  die  das  auch  wollen,  sollten  sich  dazu  zusammenschließen,  um
Fridays  for  Future  zu  demokratisieren,  Basisstrukturen  an  den  Schulen



aufzubauen  und  aktiv  Bündnisse  mit  den  Gewerkschaften  zu  suchen.  In
Ländern wie Belgien und Frankreich haben Gewerkschaften zu den Streiks
aufgerufen – das brauchen wir auch in Deutschland! Denn wenn wir den
Klimawandel  wirklich  stoppen  wollen,  dürfen  wir  nicht  nur  seine
Auswirkungen bekämpfen,  wir  müssen seine Ursache angehen –  und die
heißt Kapitalismus!

 

Unsere Forderungen lauten deswegen wie folgt:

Systemwechsel statt Klimawandel!

Entschädigungslose  Enteignung  und  Verstaatlichung
der  Energiekonzerne  und  ihrer  Netze  unter
ArbeiterInnenkontrolle!

Organisierter Ausstieg aus der Stromerzeugung mittels
hergebrachter  atomarer  Kernspaltung  und
Verbrennung  von  fossi len  Energieträgern!
Weiterbeschäftigung  der  Kraftwerksbeschäftigten  zu
gleichen Löhnen und Bedingungen!

Einheitlicher  Tarif  für  alle  Beschäftigten  in  dieser
Branche (Kohle, Atom, Windenergie etc.)!

ArbeiterInnenkontrolle  über  Betrieb,  Planung  und
Forschung  unter  Hinzuziehung  von  ExpertInnen,  die
das Vertrauen der Klasse genießen!

Offenlegung der Geschäftsgeheimnisse,  nicht nur der
wirtschaftlichen,  sondern  auch  der  technischen
(Patente…)  und  damit  Aufhebung  der  Konkurrenz
darum!



Weg mit den Rezepten des „grünen“ Kapitalismus und
dem  EEG-Flickwerk  (Zertifikate,  Ökosteuer,  EEG-
Umlage,  Stromsteuer) !  F inanzierung  des
Kohleausstiegs  durch  progressive  Steuern  auf
Einkommen,  Vermögen und Gewinne  statt  indirekter
Massensteuern!

Energiewende  heißt:  integrierter  Plan,  der  auch
Verkehr,  Landwirtschaft  und Industrie umfasst,  nicht
nur den Stromsektor!

Für  ein  Forschungsprogramm,  bezahlt  aus
Unternehmensprof iten  zur  Lösung  der  EE-
Speicherproblematik!

Für einen rationalen Verkehrsplan! Ausbau des ÖPNV
statt der Sackgasse Elektro-PKW! Güter und Menschen
bevorzugt auf die Schiene!

Weltweiter Plan zur Reparatur der Umweltschäden und
Angleichung der Lebensverhältnisse!

Gentrifizierung  –  Sind  die
Yuppies schuld daran?
von Felix Robeson

Die  Mieten  steigen  überall  und  in  den  Städten  können  sich  viele  ihre
Wohnung kaum noch leisten. Gleichzeitig verändern sich die Viertel teilweise
extrem. Wo gestern noch ein Discounter war, ist jetzt ein Biosupermarkt mit
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veganem Café und statt günstigem Wohnraum gibt’s  Luxusbuden. Und an all
dem sind  die  Yuppies  Schuld?  So  zumindest  wird  es  uns  immer  wieder
erzählt. Doch wer sind diese Yuppies überhaupt und was haben sie mit der
Veränderung der Städte und der Gentrifizierung zu tun?

In der Schule…
Im Schulunterricht wird uns Folgendes über Gentrifizierung beigebracht: Ein
Viertel  ist  runtergekommen und würde nur von relativ  armen Menschen
bewohnt. Da das Leben in den umliegenden Bezirken teurer werden würde,
zögen dann immer mehr Studierende und Künstler_Innen in dieses Viertel,
weil es dort billigen Wohnraum gibt. Als junge kreative Menschen würden sie
eine Art Subkultur schaffen und wandeln somit den Charakter des Viertels
vom heruntergekommenen Arbeiter_Innenviertel  zum hippen Szeneviertel.
Im Laufe der Zeit  ziehe dieses Szeneviertel  immer mehr vergleichsweise
junge Menschen (Young Urban Professionals = Yuppies) an,  die Karriere
machen und viel Geld verdienen. Dadurch würden die Mieten steigen und die
ursprünglichen Mieter_Innen und auch die, die das Viertel einst aufwerteten,
würden aus den Vierteln verdrängt. So könne es in Berlin im Friedrichshain
und  im  Prenzlauer  Berg  beobachtet  werden  und  fände  es  aktuell  in
Kreuzberg  und  Neukölln  statt.  Also  sind  doch  die,  die  zuziehen,  Schuld
daran,  dass  die,  die  hier  schon  wohnen,  keine  neue  Wohnung  mehr
bekommen? So zumindest hört man es von bürgerlichen Theoretiker_Innen
und auch erstaunlich oft aus der Linken. Dabei steigen die Mieten auch dort,
wo die Yuppies nicht hinziehen.

Warum steigt die Miete?
Dass die Miete steigt, liegt daran, dass Kapitalist_Innen mit dem Vermieten
von  Wohnungen  Gewinn  erwirtschaften  wollen,  wobei  der  Zuzug  in
bestimmte Viertel ausgenutzt werden können. Ein extremes Beispiel stellt
dabei die VONOVIA dar, die größte deutsche Immobiliengesellschaft. Von
jedem  Euro  Miete  fließen  dort  38  Cent  direkt  in  die  Tasche  der
Eigentümer_Innen. Die VONOVIA ist dabei nur ein Beispiel,  welches sich
vergleichbar  auf  alle  unternehmerischen  Vermieter_Innen  und



Immobilienkonzerne  anwenden  lässt.

Schauen wir  uns zunächst  an,  woraus die Miete besteht  und wer davon
profitiert. In der Miete ist zunächst die Grundrente enthalten, also das was
für den Boden, auf dem das Haus steht, gezahlt wird. Weiterhin gehen die
Bau- und Reparaturkosten (Betriebskosten) in die Miete ein, hier zieht z.B.
die Bauindustrie ihren Profit heraus. Da für den Grundstückskauf und den
Bau eines Gebäudes meist Kredite bei einer Bank aufgenommen werden,
zieht auch die Bank in Form von Zinsen auf die Kredite Gewinn aus der
Vermietung. Wenn wir diese Größen von der Miete abziehen, erhalten wir
das, was in der Tasche des Vermieters landet. Da die Mieter_Innen seltenst
in Besitz ihrer Wohnung kommen werden, leihen sie sich diese für Geld
immer wieder neu aus, so dass der ursprüngliche Kostenpreis des Hauses
mehrfach in Miete gezahlt wird.

Hinzu kommt die Krise des Kapitalismus: Viele Kapitalist_Innen investieren in
den Immobilienmarkt, weil in der Industrie nicht mehr ausreichend Gewinne
zu erwarten sind, obwohl normalerweise die Immobiliengeschäfte weniger
einbringt. Daran sieht man die momentan Notlage und die Flucht in andere
Sektoren.  Der  Run  auf  den  Immobiliensektor  wird  also  größer  und  die
Kommerzialisierung steigt, wodurch sich die Lage anspannt.

Dazu kommt noch die  künstliche  Wohnraumverknappung:  Entweder  man
lässt  Häuser  leer  stehen  als  „Spekulationsobjekte“  oder  vermietet  sie
beispielsweise  als  Ferienwohnungen.  Plötzlich  stehen  den  Mieter_Innen
weniger  Wohnungen  zur  Verfügung.  Für  die  wenigen  verfügbaren
Wohnungen können die Vermieter_Innen höhere Preise verlangen als bisher. 
Es klingt im ersten Moment vielleicht absurd, aber je weniger Wohnraum
verfügbar ist, desto besser ist es für den Gewinn der Kapitalist_Innen, denn
der  Bedarf  an  Wohnraum  sinkt  ja  nicht.  Wir  stehen  also  vor  dem
Widerspruch, dass eben weil Kapital in die Städte fließt, die Wohnungskrise
verschärft wird, zumal die Konzerne wie VONOVIA vor Allem bestehenden
Wohnraum aufkaufen anstatt für neuen zu sorgen.



Ist das jetzt schon Gentrifizierung?
Nicht nur. Steigende Mieten machen dabei einen Teil der Gentrifizierung
aus.  Gentrifizierung  umschreibt  Verdrängung  durch  Aufwertung  von
Vier te ln .  Neben  dem  Gewinn  aus  der  Mie te  g ib t  es  in  der
Immobilienwirtschaft  eine  zweite  Möglichkeit  Geld  zu  verdienen.  Dabei
kaufen die Kapitalist_Innen Grundstücke (tw. Mit alten Gebäuden darauf) in
Vierteln, die aktuell noch günstig sind, bei denen aber eine Aufwertung in
den kommenden Jahren wahrscheinlich ist.  Eine solche Aufwertung kann
stattfinden durch das gezielte Bauen einzelner moderner Wohnhäuser für
reiche  Mieter_Innen  oder  auch  durch  staatliche  Förderungen  durch
steuerliche Vergünstigungen beim Neubau oder Modernisieren oder durch
die günstige Lage innerhalb der Stadt.  In  Berlin-Kreuzberg findet  dieser
Prozess in den letzten Jahren massiv statt. Teilweise hat sich der Preis für
Grundstücke dort in den letzten 10 Jahren verzehnfacht. Oft werden diese
Grundstücke  gekauft,  um  sie  nach  Jahren  der  Wertsteigerung
weiterzuverkaufen, ohne dass sie währenddessen bewohnt werden.

Der Strukturwandel im Kiez wird dabei durch die Politik oftmals gefördert.
Nicht  nur,  dass  öffentlicher  Wohnraum (sprich  der  Staat  ist  Eigentümer
durch  eigene  Gesellschaften)  privatisiert  wird  und  in  die  Hände  von
VONOVIA und Co gerät. Nachdem die Besitzer_Innen jahrelang nichts an den
Immobilien  gemacht  haben,  bekommen  sie  steuerliche  Vergünstigungen,
wenn sie nun doch ein neues Wohnhaus auf dem Grundstück errichten. 
Aufgrund der hohen Preise der Grundstücke wird in diesen Vierteln nur noch
für wohlhabende Menschen gebaut, zu großen Teilen auch Eigentum, da sich
damit kurzfristig mehr Gewinn erwirtschaften lässt als mit Mietwohnungen.
Dadurch wird die ehemals dort lebende Bevölkerung immer weiter aus dem
Vierteln  verdrängt.  Besonders  hart  trifft  es  dabei  Arbeiter_Innen  mit
niedrigen Löhnen und Arbeitslose,  die  sich  die  immer weiter  steigenden
Lebenshaltungskosten  im  Viertel  nicht  mehr  leisten  können.  Neben  den
Mieten steigen in solchen Vierteln dann auch die Kosten für Lebensmittel
und Dienstleistungen an. Wo früher der Discounter war, ist jetzt der besagte
Biomarkt und teurer Einzelhandel. Die Yuppies, die in den Kiez ziehen, sind
somit lediglich der Ausdruck der Gentrifizierung, nicht aber ihr Auslöser. Der



Auslöser der Gentrifizierung ist die Spekulation und Gewinnmaximierung von
Kapitalist_Innen durch unseren Wohnraum.

Gegen die Gentrifizierung können wir uns also nur wehren, wenn wir gegen
die Kapitalist_Innen kämpfen, die sich durch unserer Miete bereichern und
mit unseren Wohnungen spekulieren. Deshalb fordern wir:

 Keine Rendite  mit  der  Miete!  Massiver  Ausbau des
sozialen Wohnungsbaus, auch innerhalb der Städte!

 Entschädigungslose Enteignung von Vonovia, Deutsche
Wohnen  &   Co–  Die  Wohnungen,  denen  die  sie
brauchen   unter  Kontrolle  von  Mieter_Innen-  und
Arbeiter_Innenräten!

 Die Stadt gehört uns: Für den Ausbau von kostenlosen
Freizeit-  und  Kulturangeboten,  sowie  öffentlichen
Nahverkehr  –  demokratisch geplant!

 

Europawahl 2019: EU-Krise goes
Wahlkabine  –  6  Fragen  und  6
Antworten
von Alex Metzger
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Was ist das eigentlich diese Europawahl und
hat das überhaupt irgendeine Bedeutung?
Am 26.Mai wird nach 5 Jahren wieder ein neues EU-Parlament gewählt. Das
EU-Parlament ist neben dem Ministerrat und der EU-Kommission eine von
mehreren  Institutionen  der  EU,  wobei  allein  das  EU-Parlament  direkt
gewählt wird. Wie bei allen Wahlen im Kapitalismus bleibt uns aber auch hier
nicht viel mehr übrig, als alle paar Jahre irgendwo ein Kreuz zu machen und
zu hoffen,  dass  die  gewählten Parteien wenigstens ein  bisschen weniger
Scheiße bauen, als die die vorher an der Regierung waren. Eigene Ideen
einbringen und das System grundlegend in Frage stellen? Fehlanzeige! Noch
dazu sind die Möglichkeiten der Fraktionen im EU-Parlament, sich politisch
durchzusetzen,  aufgrund  eines  komplizierten  Gesetzgebungsverfahrens
zusätzlich sehr eingeschränkt. Ebenso dürfen sehr viele Menschen, die in EU-
Staaten  leben,  wie  zum  Beispiel  Jugendliche  unter  18  Jahren  oder
Geflüchtete, überhaupt nicht an der Wahl teilnehmen Scheiß egal sind die
EU-Wahlen im Mai aber trotzdem nicht, denn wir können daran sehr viel
über den aktuellen Status der EU und die bestehenden Kräfteverhältnisse
ablesen und uns Gedanken machen, wie wir etwas verändern können.

 

In  welcher  Situation  steckt  die  EU  denn
gerade?
Die EU steckt in einer tiefen Krise und es ist unmöglich, dass die kommenden
Wahlen sie da rausholen könnten. Das liegt daran, dass die EU-Krise selbst
nur  eine  Folge  der  globalen  Wirtschaftskrise  ist,  die  Profite  der
internationalen Unternehmen schrumpfen ließ und den Konkurrenzkampf um
das, was noch übrig geblieben ist, angefeuert hat. Die EU selbst ist kein
eigener Staat sondern nur ein Bündnis zwischen verschiedenen miteinander
konkurrierenden Ökonomien, die nach langen Jahren des Wachstums und der
Stabilität jetzt in der Krise die Krallen ausfahren.
Dass die EU in der Krise steckt, erkennen wir zum Beispiel daran, dass in
fast allen EU-Mitgliedsstaaten europafeindliche Parteien wachsen und mehr



Stimmen  bekommen.  Während  in  Südeuropa  Millionen  Menschen  in
Arbeitslosigkeit  und Armut getrieben wurden, haben in Nordeuropa viele
kleinere Unternehmen Angst, durch den freien Warenverkehr innerhalb des
EU-Binnenmarktes von den großen Unternehmen plattgemacht zu werden
und sind enttäuscht, dass mit den EU- Geldern nicht sie gerettet wurden
sondern die Banken. Jugendliche und Lohnabhängige haben die Krise durch
europaweite  Privatisierungen  Entlassungswellen  und  Sozialkürzungen
besonders hart zu spüren bekommen. Die EU ist also von vielen Rissen –
zwischen  Nord  und  Süd,  zwischen  binnenmarkt-  und  exportorientierten
Unternehmen  und  besonders  zwischen  Arbeiter_innen  und  Kapital  –
durchzogen  und  kann  entlang  dieser  Risse  schnell  gänzl ich
auseinanderreißen. Der Brexit hat uns gezeigt, wie präsent diese Gefahr ist
und hat die Krise zusätzlich verschlimmert. Hinzu kommt, dass der Druck
international beispielsweise durch einen US-Präsidenten Trump, der die EU
erstmals  in  ihrer  Geschichte  als  einen  „Feind  der  USA“  bezeichnet  hat,
erheblich gewachsen ist.
Die beiden Führungsmächte der EU, Deutschland und Frankreich, haben es
nicht gebacken bekommen, sich auf eine einheitliche „Europastrategie“ zur
Bewältigung dieser Krise zu einigen. Gemeinsame Projekte
zur  Vereinheitlichung  der  EU  wie  die  EU-Armee,  eine  koordinierte
europäische  Finanzpolitik  oder  auch  eine  gemeinsame  europäische
Migrationspolitik wurden in den Sand gesetzt. Das liegt auch daran, dass
sich  nicht  mal  ihre  eigenen  Regierungen  im  Zuge  der  Krise  auf  eine
europäische  Strategie  einigen  konnten:  Während  die  Groko  im  Dauer-
Koalitionsstreit  steht,  ist  Macron damit  beschäftigt,  seine  Gelbwesten zu
bekämpfen.

Wer hat denn in der letzten Periode das EU-
Parlament regiert?
Die letzten 5 Jahre hatten die „EVP: Europäische Volkspartei“ (da steckt die
CDU drin) und die „Progressive Allianz“ (da steckt die SPD drin) mit 54
Prozent  die  ehrheit  im  EU-Parlament.  Die  EVP  steht  in  ihrer
Zusammensetzung sogar  noch  weiter  rechts  als  die  CDU und treibt  die
neoliberale Sparpolitik federführend mit an. Sie steht für Privatisierungen,
Deregulierung, Festung Europa und einem freien innereuropäischen Markt.
Nach den jüngsten Debatte  wurde der  Ausschluss  der  ultra-rassistischen
ungarischen Fidesz unter Victor Orban erst einmal nur auf Zeit beschlossen



und brachte der EVP in den Umfragen weitere Stimmeinbußen durch ihre
rechten Wähler_innen ein. Sie wird wohl als Verliererin aus der kommenden
Wahl  hervorgehen.  Doch  auch  die  Sozialdemokrat_innen  haben  sich  mit
allem anderen  als  mit  Ruhm bekleckert.  In  ganz  Europa  haben  sie  die
neoliberale  Politik  mitgetragen  und  somit  dafür  gesorgt,  dass  ihre
lohnabhängigen Stammwähler_innen ihnen nicht mehr vertrauen. Auch sie
haben die „EU-Schuldenbremse“ unterstützt und
Südeuropa  in  Abhängigkeit  und  Armut  gestürzt.  Auch  sie  haben
Privatisierung und Sozialkürzungen selbst mit durchgesetzt. Auch sie haben
der Industrie geholfen,  unbefristete Arbeitsverträge und gute Jobs gegen
Arbeit  im  Niedriglohnsektor  und  gegen  befristete  Arbeitsverhältnisse
einzutauschen.Anstatt  sich  in  der  Wirtschaftskrise  und der  zunehmenden
Migration  in  die  EU  klar  links  zu  positionieren,  Antirassismus  mit
Sozialpolitik zu verbinden und auf die Nöte der Menschen mit ordentlichen
Konzepten zur sozialen Absicherung und einer Politik der offenen Grenzen zu
antworten,  haben sie  nur politische Zugeständnisse an die  Industrie,  die
Banken  und  die  Rechten  springen  lassen.  Dass  nun  die  noch  rechteren
Parteien  im  Aufwind  sind,  ist  das  direkte  Resultat  dieser  Politik.
Perspektivlosigkeit  und  Abstiegsängste  führen  in  ganz  Europa  dazu,
dass Leute diesen in die offenen Arme laufen. Doch anstatt die Wurzel des
Problems  anzugreifen,  haben  die  „Volksparteien“  versucht,  ihre
Wähler_innen  bei  sich  zu  halten,  indem  sie  selber  weiter  nach  rechts
gerutscht sind. Dabei sind die Abschottung der EU, die Kriminalisierung von
Seenotrettungen,  Deals  mit  Diktaturen  und  der  massive  Ausbau  der
europäischen Grenzschutzagentur Frontex nur Facetten dieser Entwicklung.
Gewaltsame Übergriffe auf Geflüchtete, Muslim_innen, Jüdinnen und Juden,
Sinti und Roma und Frauen haben überall massiv zugenommen. Auch mit der
Etablierung autoritärer Polizeistaaten unter dem Vorzeichen des „Kampfes
gegen den Terrorismus“ wurde bereits begonnen. Brutalere Polizeigesetze
und autoritärere Justizreformen richten sich nicht nur gegen „Minderheiten“
sondern  auch  unmittelbar  gegen  die  demokratischen  Rechte  der
Aktivist_Innen,  die  gegen  die  Politik  der  EU  und  ihrer  einzelnen
Mitgliedsstaaten auf die Straße gehen.

Und was ist nach den kommenden Wahlen zu



erwarten?
Da die internationale Konkurrenz tendenziell nicht abnimmt sondern stärker
wird, werden sich diese Trends verstärken. Ebenso ist zu erwarten, dass die
Außenpolitik der Union deutlich an Aggressivität zunehmen wird. Auch wenn
das Projekt  einer  EU-Armee erst  einmal  auf  die  Auswechselbank gesetzt
wurde, wird die EU früher oder später auf die immer aggressiver werdende
Politik von Trumps US-Imperialismus mit einer eigenen aktiven Außenpolitik
antworten  müssen.  Die  Aufstockung  der  Militärausgaben  auf  2%  des
BiP(Nato  Vorgabe)  sind  ein  erster  Schritt  dahin.
Angefeuert  werden  Militarismus,  Rassismus,  Abschottung  und
Sozialkürzungen durch den Rechtsruck.  Die europäischen „Volksparteien“
werden zwar für ihre verfehlte Politik mit massiven Stimmverlusten bestraft
werden,  doch  gewinnen  werden  die  Rechten.  In  Italien  liegt  Salvinis
rassistische  „Lega“  in  Umfragen  derzeit  mit  32,4  Prozent  als  stärkste
Einzelpartei des Landes vorn. Ähnlich ist das Bild in Frankreich, wo Le Pens
ultra-rechte „Ressemblement  National“  aktuell  mit  22 Prozent  knapp vor
Macrons  liberaler  „En  Marche“  an  erster  Stelle  liegt.  InPolen  kann  die
regierende  nationalkonservative  PiS  mit  40  Prozent  rechnen.  Selbst  in
Schweden würden die rechtsnationalen „Schweden Demokraten“ aktuell mit
knapp 20 Prozent zweitstärkste Partei. Die AfD schaffe es laut Umfragen auf
12  Prozent  der  Stimmen.  Momentan  wird  die  rechte  Fraktion  im  EU-
Parlament  (ERK)  von  der  englischen  Conservative  Party(Tories)  und  der
polnischen PiS angeführt. Beide verfügen jeweils über ca. 40 Prozent der
Sitze in der Fraktion. Eine komplette Neuaufstellung der EKR als gesamte
Fraktion ist nach den Wahlen zu erwarten. Vor allem auch aufgrund der
ideologischen Nähe zu  anderen rechten  Fraktionen im Europaparlament,
insbesondere  der  ENF (Europa  der  Nationen  und Freiheit).  In  der  ENF
finden sich nämlich neben Marine Le Pens RN(Ressemblement National)auch
die italienische „Lega Nord“ und Österreichs rechte Regierungspartei FPÖ.
Insgesamt wird für die europäische Rechte(EKR) ein Wahlergebnis von ca.
12,5 % erwartet, die ENF klettert auf knapp 11 Prozent(Stand 07.04). Die
Stimmen  würden  für  eine  Koalition  aus  Liberalen,  Konservativen  und
Rechten  locker  reichen.

Gibt es denn keine Linken, die den Rechten



ein bisschen die Stirn bieten könnten?
Tatsächlich hat die Krise auch linken Bewegungen einen kleinen Aufschwung
gegebenen. Podemos erreichte bei  Parlamentswahlen in Spanien über 20
Prozent  der  Stimmen  und  auch  Melenchons  „La  France  Insoumnise“
erreichen  in  Wahlen  mindestens  18  Prozent.  Diese  linkspopulistischen
Bewegungen haben sich von der „Europäischen Linken“ abgespalten und
treten dieses Jahr erstmals unter dem Namen „Maintenant le Peuple“ zur
Europawahl an. Neben Forderungen nach höheren Löhnen und staatlichen
Investitionen  wollen  sie  den  Kampf  des  Volkes  gegen  die  bösen
„internationalen  Eliten“  führen  –  also  Volkspolitik  statt  Klassenpolitik
machen. Dass das ein großes Problem ist, sehen wir unter anderem daran,
wenn  Melenchon  im  EU-Parlament  erzählt  „Jedes  Mal,  wenn  ein
eingewanderter Arbeiter ankommt, stiehlt er das Brot der dort beheimateten
Lohnabhängigen“.  Statt  internationaler  Klassensolidarität  fördern  die
Linkspopulist_innen  ein  nationales  und  teilweise  sogar  rassistisches
Bewusstsein und passen sich damit an den Rechtsruck an. Doch auch die
„Europäische Linke“ hat beispielsweise mit der griechischen Partei „Syriza“,
die  an  der  Regierung  das  Streikrecht  eingeschränkt,  EU-Spardiktate
umgesetzt und die Renten gekürzt hat, so einige Leichen im Keller. Die dritte
linke Partei, die den zu den diesjährigen Europawahlen antritt, nennt sich
„DiEM25“  und  wird  vom  früheren  griechischen  Finanzminister  Gianis
Varoufakis  angeführt.  Sie  vertritt  ein  eher  linksliberales  Programm  und
fordert hier und da ein wenig mehr Demokratie auf EU-Ebene ohne jedoch
für tiefgreifende soziale Reformen einzutreten.
Alle 3 Parteien sind sich jedoch einig, dass man die Probleme der EU, der
Lohnabhängigen,  der  Schuldenkrise  und  der  Geflüchteten  mit  Reformen
lösen könne. Die einen sehen die EU als beste Plattform für diese Reformen,
die anderen den Nationalstaat. Auf die Idee, den Kapitalismus als Ursache all
dieser Probleme abzuschaffen, ist leider kein_e von ihnen gekommen.

Also lieber gar nicht wählen?
Das  Wahlrecht  is t  e ine  große  Errungenschaft ,  d ie  s ich  die
Arbeiter_innenbewegung blutig erkämpfen musste. Es ist ein Schritt in die
richtige  Richtung  und  selbst  wenn  unsere  Stimmen kaum etwas  ändern
werden,
wäre es Schwachsinn, diese Errungenschaft wegzuwerfen. Wir dürfen nur



nicht  beim  Kreuzchenmachen  stehen  bleiben!  Gewerkschaften,  linke
Parteien,  soziale  Organisationen  und  wir  Jugendlichen  aus  ganz  Europa
müssen uns zusammenschließen und den Angriffen kollektiv die Stirn bieten!
Gegen  den  europaweiten  Rechtsruck,  die  zunehmende  Konkurrenz,  den
Sozialabbau und die Abrieglung der Außengrenzen brauchen wir auch einen
europaweiten Abwehrkampf und kein Zurück zum Nationalstaat. Die EU als
Institution  bleibt  trotzdem  undemokratisch,  militaristisch,  rassistisch,
neoliberal und scheiße. Wir wollen deshalb keine kapitalistische EU und auch
keinen  kapitalistischen  Nationalstaaten  sondern  die  „Vereinigten
sozialistischen  Staaten  von  Europa“!  Da  dieses  Modell  gerade  nicht  zur
Debatte steht rufen wir euch auf, am 26.5. „die Linke“ zu wählen. Nicht weil
wir die toll finden, sondern weil sie von den fortschrittlichsten Teilen der
Arbeiter_innen-, Antira- und Ökologiebewegungen unterstützt wird und wir
sie  in  die  Verantwortung bringen wollen,  ihre  Forderungen auch in  der
Praxis umsetzen zu müssen.

Venezuela:  Kein  Ende  des
Konflikts in Sicht
von Christian Meyer, Revolution Stuttgart

Nach dem sich  in  Venezuela  Ende  Januar  der  Parlamentspräsident  Juan
Guaido  zum Interimspräsidenten erklärt  hatte,  erhielt  er  innerhalb  einer
Woche die Unterstützung mehrerer führender imperialistischer Staaten und
deren verbündeter Regionalmächte. So stellte sich nicht nur US-Präsident
Trump auf  die  Seite  von Guaido,  sondern auch Deutschland,  Frankreich,
Großbritannien,  die  Niederlande,  Belgien,  Luxemburg  und die  ehemalige
Kolonialmacht,  der  spanische  Staat.  Auch  alle  amtierenden  Staats-  und
Regierungsschefs Südamerikas, mit Ausnahme von Evo Morales aus Bolivien,
erkannten Guaido an, darunter solch illustre Persönlichkeiten wie etwa der
Halbfaschist  Jair  Bolsonaro  aus  Brasilien.  Demgegenüber  stellten  sich
Russland und China hinter den amtierenden Staatschef Nicolas Maduro und
seiner Partei PSUV, was wiederum deren eigene imperialistischen Interessen
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in Konkurrenz zur USA widerspiegelt.

Juan Guaido gibt vor, er und seine imperialistischen Verbündeten kämpfen
für die „Wiederherstellung der Demokratie“ in Venezuela. Dafür wird dann
auch schon mal diskutiert,  ob Donald Trump nicht ein paar Soldaten als
Demokratiehelfer schickt. Wie diese Demokratiehilfe aussieht, kann man sich
in den total zerstörten Ländern Afghanistans und des Iraks anschauen. Wie
so oft  ist  der Kampf um Demokratie nur ein Vorwand. Entscheidend ist,
welche Interessen hinter diesem demokratischen Deckmantel stecken.

Geschichte

Hierzu  ein  geschichtlicher  Ausflug:  Ende  der  1990er  Jahr  begann  Hugo
Chavez,  der  Vorgänger  von  Maduro,  mit  dem  Aufbau  der  sogenannten
„Bolivarischen  Revolution“.  Der  Name  stammt  vom lateinamerikanischen
Freiheitskämpfer Simón Bolívar, welcher im 19. Jahrhundert lebte. Träger
dieser  Massenbewegung  waren  unteren  Schichten  der  städtischen
Bevölkerung  sowie  die  Landbevölkerung  und  Bäuer_Innen  sowie  die
Unterstützung der Gewerkschaften. Chavez gelangte demokratisch an die
Staatsspitze  von  Venezuela.  Eckpunkte  seiner  „Revolution“  waren  unter
anderem  Verstaatlichungen  von  Infrastruktur  sowie  umfassende
Subventionen  in  Wohnungsbau  und  Bildung.

All  dies  passierte  gegen  den  Willen  der  Reichen  im  Lande,  aber  der
Lebensstandard ärmerer Schichten wurde gehoben, bis 2012 ging die Armut
um 25 % zurück. Zentral waren die riesigen Ölvorkommen in Venezuela, die
vor  Chavez  vor  allem  zur  Bereicherung  der  Imperialist_Innen  und  der
venezolanischen  Bourgeoisie  dienten.  2007  mussten  ausländische  Firmen
ihre  Anteile  an  Ölfeldern  abgeben.  Der  staatliche  Erdölkonzern  PDVSA
übernahm diese. Mit dem Geld des Öls konnten die Staatsausgaben lange
Zeit beglichen werden.

Dies  erfuhr  ein  jähes  Ende  mit  der  Weltwirtschaftskrise  2008  und  dem
Einbruch des Ölpreises 2015. In der Folge druckte die Regierung massiv
Geld,  um  diesen  Verlust  auszugleichen,  was  allerdings  zu  einer
Hyperinflation führte. Mehr und mehr wurde die Bevölkerung Venezuelas mit



in den wirtschaftlichen Abgrund gerissen. Dieser wirtschaftliche Einbruch
schwächte die Regierung Maduros, welche sich in der Folge noch mehr auf
das Militär stützte und das ist ohnedies schon stark privilegiert. Auch griff er
zu undemokratischen Mitteln bei Wahlen.

Worum gehts?

Diese  schwache  Position  Maduros  nutzen  nun  Guaido  und  seine
imperialistischen  Verbündeten  aus.  Guaido  führt  eine  oppositionelle
Massenbewegung an, die im wesentlichen die Interessen der Bourgeoisie und
der Mittelschicht bedienen. Gerade die Bourgeoisie steht in guten Kontakt
mit US-Konzernen, die sich vor dem Aufstieg Hugo Chavez massiv auf Kosten
der  Ärmsten  bereichert  haben.  Mit  ausländischen  Hilfslieferungen  und
Appellen diese ins Land zu lassen, versucht Guaido nun eben diese ärmsten
und hungernden Teile der Gesellschaft für sich zu gewinnen, obwohl sie nach
einer kurzen Hilfe zur Befriedung nichts von Guaido zu erwarten hätten.
Denn Guaido geht es vor allem darum, der Bourgeoisie ihr verstaatlichtes
Eigentum zurück zu geben und die Ölfelder den Märkten zu öffnen, sprich, er
soll  an  Finanzinvestoren  à  la  Blackrock  (größter  Vermögensverwalter
weltweit, Sitz in den USA) verscherbelt werden. Zudem würde Guaido nicht
zögern,  Forderungen  seitens  des  IWF,  Venezuela  möge  doch  endlich
Reformen in Form von Privatisierungen vornehmen, um wieder Kredite und
Zugang zu den Finanzmärkten zu bekommen, zu erfüllen. Hätte Guaido nicht
diese  Absicht,  hätten  ihn  die  nordamerikanischen  und  europäischen
Imperialisten wohl kaum binnen weniger Stunden als Interimspräsidenten
anerkannt.

Maduro wiederum versucht seine privilegierte Stellung zu halten und muss
dabei  das  Militär  bei  sich  halten,  was  bisher  auch  der  Fall  ist.  In  der
Bevölkerung hat er vor allem unter Arbeiter_Innen und auch Bäuer_Innen
immer noch Rückhalt, die die bolivarische Revolution mitgetragen haben und
großen Hass auf den imperialistischen Einfluss der USA hegen.

Die Jugend

Der Jugend kommt bei der Auseinandersetzung zwischen Maduro und Guaido



dabei eine entscheidende Rolle zu. Aufgrund der Krisensituation steht die
Jugend vor der Frage nach ihrer unmittelbaren Perspektive. Viele der wegen
der Krise 3 Millionen emigrierten Venezolaner_Innen sind Jugendliche und
junge Erwachsene.

Auf der Straße kämpft die Jugend an forderster Front. Bei Zusammenstößen
zwischen  Maduros  Militär  und  Oppositionellen  sieht  man  vor  allem
Jugedliche  als  Vorkämper_Innen.  Student_Innen,  welche  meist  aus  den
gehobeneren  Gesellschaftsschichten  kommen  und  von  Guaido  profitieren
würden, schließen sich den Oppositionellen an. Es ist aber anzunehmen, dass
sowohl Guaidos als auch unter Maduros Anhänger_Innen die Jugend sich an
ihrer Klassenzugehörigkeit orientiert, so wie das oben bereits beschrieben
wurde. So gibt es auch Videos davon, wie junge Leute Guaido aus einem
Arbeiter_Innenviertel vertreiben.

Perspektive

Derzeit scheint der Machtkampf unentschieden zu sein. Weder Maduro noch
Guaido  können  den  Arbeiter_Innen  und  Unterdrückten  eine  Perspektive
bieten. Ein Sieg Guaidos würde eine Unterwerfung und massive Ausbeutung
des Landes durch Bourgeoisie und Imperialismus bedeuten. Daher gilt es den
Putschversuch und eine potentielle Militärintervention der USA abzuwehren
und in diesem Zusammenhang Maduro zu verteidigen. Gleichzeitg muss ihm
die politische Unterstützung entzogen werden.

Einige Bürgerliche und Linke sowie Anhänger der bolivarischen Revolution
bezeichnen Venezuela als sozialistisch, doch das ist definitiv falsch! Warum?
Die Bourgeoisie wurde nicht komplett enteignet und wo Verstaatlichungen
stattfanden  wurden  die  Kapitalist_Innen  entschädigt.  Es  gibt  zwar  eine
gewisse Mitbestimmung aber sicher keine Rätedemokratie und auch keine
demokratische  Kontrolle  über  die  Industrie.  Es  gibt  ein  privilegiertes
stehendes  Heer  anstelle  einer  demokratischen  Arbeiter_Innenmiliz.

Nur wenn die bolivarische Revolution hin zu einer wahrhaft sozialistischen
weitergetrieben wird, gibt es eine Perspektive für die Armen, Arbeiter_Innen
und  Unterdrückten  in  Venezuela.  Es  braucht  den  Aufbau  einer



demokratischen Miliz  zur Abwehr jeglicher Intervention von außen sowie
umfassende Enteignungen der  noch immer bestehenden Bourgeoisie  und
einen demokratischen Notfallplan um die Hungernden aus den Mitteln der
Kapitalist_Innen zu speisen. Die Arbeiter_Innenklasse, die städtische Armut
und die Jugend müssen sich aus dem Klammergriff Maduros und der PSUV-
Bürokratie befreien und kraftvolle antikapitalistische Maßnahmen verlangen,
u m  d i e  K r i s e  a n z u p a c k e n  u n d  d i e  G r u n d l a g e  f ü r  e i n e
Arbeiter_Innenregierung zu legen. Diese könnte als leuchtendes Beispiel in
die gesamte Region strahlen und die Arbeiter_Innen in Brasilien, Argentinien
usw ermutigen, den Kampf gegen ihre stockreaktionären Regierungen in eine
sozialistische, internationalistische Richtung zu treiben!

Verteidigen  wir  die  bolivarische  Revolution  gemeinsam  gegen
imperialistische Aggressionen!
Für die Permanenz der bolivarischen Revolution! Nur wenn wir über
die  bisherigen  Schritte  hinausgehen  und  die  Eigentums-  und  die
Herrschaftsfrage  stellen,  können  wir  die  Revolution  zum  Erfolg
führen.
Für internationale Solidarität und den gemeinsamen Kampf gegen
die weltweite Bourgeoisie sowie ihrer Unterstützer_innen in Medien,
Staat & Bildungswesen!


